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(Beginn um 10.05 Uhr)

Vorsitzender Dr. Körber: Wenn Sie bitte Filmen und Fotografieren einstellen wollen und bitte, Platz zu nehmen. Ich begrüße alle Anwesenden und eröffne die 9. Sitzung der Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderates über gravierende Missstände bei der Pflege von alten Personen und Personen mit Behinderungen im Verantwortungsbereich der Gemeinde. Ich bitte die Kommissionsmitglieder, nach Aufruf in alphabetischer Reihenfolge sich zu melden.

Herr GR Christian Deutsch.

GR Christian Deutsch: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Dr. Alois Mayer.

GR Dr. Alois Mayer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Marianne Klicka.

GRin Marianne Klicka: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Ingrid Korosec.

GRin Ingrid Korosec: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

Herr GR Mag. Helmut Kowarik.

GR Mag. Helmut Kowarik: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Ingrid Lakatha.

GRin Ingrid Lakatha: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Claudia Laschan.

GRin Dr. Claudia Laschan: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Siegi Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Anica Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Barbara Novak.

GRin Barbara Novak: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Sigrid Pilz.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ja.

Vorsitzender Körber:
GRin Mag. Sonja Ramskogler.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Ja.

Vorsitzender Körber:
GRin Mag. Heidrun Schmalenberg.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Ja.

Vorsitzender Körber:
GR Dr. Wilfried Serles.

GR Dr. Wilfried Serles: Ja.

Vorsitzender Körber:
Und der Herr GR Kurt Wagner. 

GR Kurt Wagner: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich stelle somit die Beschlussfähigkeit der Untersuchungskommission fest. Als sachkundige Personen sind dieselben wie das letzte Mal anwesend. 

Um den Zusammenhang des Verfahrensab-laufes darzustellen, gebe ich einen kurzen Überblick: Im Jahr 2003 fanden sechs Sitzungen statt. Zu Beginn wurden als Zeugen vernommen der Sachwalter einer Bewohnerin im Geriatriezentrum am Wienerwald und die für die behördliche Aufsicht zuständige ARin Frau Ehmsen-Höhnl. Herr OSR Graf hielt einen Vortrag über die rechtlichen Rahmenbedingungen für Pflegeheime, weiters wurden der bis Ende Juli 2003 im GZW tätig gewesene Pflegedirektor, Herr Pelikan, und die Frau Generaloberin Staudinger einvernommen. Danach erfolgte die zeugenschaftliche Einvernahme der amtsführenden Stadträtin für Gesundheit und Spitalswesen, Frau Dr. Pittermann, weiters wurden die Ärztliche Direktorin des Geriatriezentrums Am Wienerwald, Frau Dr. Rosenberger-Spitzy, und der Primarius der 3. Medizinischen Abteilung, Herr Dr. Wense, zuständig auch für den Pavillon I des GZW, vernommen. Am 12.12.2003 wurde die Oberschwester des Pavillon I des GZW, Frau Platzer, und Frau Dr. Drapalik vernommen. Am 15.1.2004 wurden Frau Oberin Polat-Firtinger und der Patientenanwalt, Herr Dr. Dohr, als Zeugen vernommen.

In der letzten Sitzung am 22.1.2004 erfolgte die Einvernahme des Leiters der Internen Revision des KAV, Herr Mag. Schwarz, und des Generaldirektor-Stellvertreters, Herrn Primarius Dr. Kaspar. Mag. Schwarz gab an, die in der Generaldirektion eingerichtete Stabstelle Interne Revision im Jahr 1998 aufgebaut zu haben. Die Revision habe derzeit 12 Mitarbeiterinnen. Es solle aber in Kürze auf 14 aufgestockt werden. Diese Zahl erachtet der Zeuge für ausreichend, da die Revision dafür zuständig sei, stichprobenartig das Funktionieren von Kontrolleinrichtungen zu prüfen. Die Interne Revision sei keine Fachaufsicht, sondern prüfe nachträglich. Neben der Internen Revision des KAV gebe es auch einige andere Kontrolleinrichtungen. Der Aufgabenbereich der Internen Revision umfasse die gesamte Geschäftsgebarung des KAV, also nicht nur den pflegerisch-medizinischen Bereich, sondern auch die Bereiche Wirtschaft, Finanz, Personal und Technik. Der Prüfplan werde von ihm erarbeitet und brauche die Genehmigung des Generaldirektors. Es würden unangekündigte, vorzugsweise bei Missständen, und stichtagsbezogene Prüfungen, primär aber angekündigte Revisionen durchgeführt, da diese das Erkennen von Systemfehlern ebenso ermöglichen würden. Im Zusammenhang mit Prüfungsthemen würde auch die Führungsverantwortung überprüft, diese zu überprüfen sei aber schwierig. Bei den Revisionen hätten die geprüften Stellen alle geforderten Unterlagen vorzulegen. Im Rahmen der Revisionen würden auch Gespräche mit den Bewohnern bzw. Patientinnen geführt. Die Prüfung erfolge anhand von Normen und Erlässen. Man achte darauf, dass Abläufe strukturiert und standardisiert würden. Bei den geprüften Stellen vereinbare man dann Maßnahmen und prüfe, ob diese Maßnahmen gesetzt wurden. Die Interne Revision sei nach der Prüfung durch die MA 47 im Vorjahr vom Generaldirektor beauftragt worden, die Geriatriezentren überblicksmäßig zu prüfen. Es seien dabei Themen wie pflegerische Leistung, Mobilisation, Sicherheit behandelt worden und alle Geriatriezentren überprüft worden. Die Überprüfung sei nicht wie eine übliche Revision durchgeführt worden, sondern sollte rasch ein Feedback liefern. Vor der Prüfung durch die MA 47 seien ihm Probleme in den Geriatriezentren nicht bekannt geworden. Es werde aber im Rahmen der Verbesserung des Berichtswesens auch ein Informationsfluss mit dem Beschwerdemanagement aufgebaut. Man werde auch die Kontrollfunktionen und Aufgaben besser vernetzen. Es gebe nun eine aktive Berichtspflicht der kontrollierenden Personen. Durch die zahlreichen Überprüfungen der letzten Zeit sei bei den Mitarbeitern eine große Verunsicherung entstanden. Seit 1998 seien rund 500 Revisionen in den Krankenanstalten und Geriatriezentren des KAV durchgeführt worden. Der Anteil der reinen Geriatriezentren daran betrage ca. 17 Prozent. Bis zum Jahr 2003 habe man, da das Aufgabengebiet der Internen Revision die gesamte Geschäftsgebarung umfasse und sich auf verschiedene Bereiche beziehe, die Pflegequalität in den Geriatriezentren noch nicht geprüft. Man habe aber im Jahr 2002 begonnen, ein Prüfungskonzept betreffend Qualität im Stationsalltag auszuarbeiten und dieses ist in Krankenanstalten bereits eingesetzt. 

Frau Stadträtin Dr. Pittermann habe sich bei Dienstantritt bei allen Abteilungen des KAV vorgestellt und sich bei der Internen Revision nach der Aufgabe und den Zielsetzungen erkundigt. Dass der Bauzustand in vielen Bereichen schlecht sei, darauf habe man in den Revisionsberichten nicht gesondert hingewiesen, da dies ohnedies allgemein bekannt sei und laufend an der Verbesserung gearbeitet werde. Eine Zwei-Klassen-Pflege habe er nicht feststellen können, sehr wohl aber unterschiedliche Rahmenbedingungen.

Generaldirektor-Stellvertreter Dr. Kaspar gab als Zeuge an, seit 1993 Generaldirektor-Stellvertreter des KAV zu sein. In der weiteren derzeitigen Funktion als Leiter der Teilunternehmung 1 sei er für alle Krankenanstalten und Geriatriezentren zuständig. Punkto Nebentätigkeiten gab der Zeuge an, 12 Stunden wöchentlich im Sanatorium Hera zu arbeiten und damit praxisnahe zu bleiben und mit dem Universitätsprofessor Dr. Schwarz ein Ludwig-Bolzmann-Institut zu leiten. Er selbst habe 58 Mitarbeiter, insgesamt seien in seinem Bereich 24 000 Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterinnen tätig. In einem großen Unternehmen wie dem KAV sei er ununterbrochen mit Mängeln und Beschwerden konfrontiert. Ihm liege daran, in diesem dynamischen Prozess ständig zu verbessern und er sei für Diskussionen jederzeit offen. Als erhebliche Missstandsvorwürfe vor mehreren Jahren sei ihm der Verdacht des Quälens von Bewohnern in zwei Pflegeheimen in Erinnerung, was aber nicht bewiesen wurde. Aus Sicht des Zeugen müsse man aber auf klare Verwendung von Begrifflichkeiten achten. Qualitätsmanagement z.B. würde seit Stadtrat Universitätsprofessor Dr. Stacher im KAV betrieben. Diesbezüglich seien auch zahlreiche Ausbildungsmaßnahmen erfolgt, Zertifizierungen vorgenommen worden und man habe internationale Preise erhalten. Jetzt gehe man stark in die Richtung Outputmessungen und Ergebnisdarstellung. Bei der Auswahl von Führungspersonen würden Hearings abgehalten. Die Auswahl erfolge durch die unmittelbar übergeordnete Hierarchieebene. Eine Ebene darüber müsse aber zustimmen. 

Zur Stadträtin Dr. Pittermann habe der Zeuge von Beginn an zumindest zwei- bis dreimal wöchentlich Kontakt. Auch mit den kollegialen Führungen bestehe intensiver Kontakt. Im Sommer würden von den leitenden Mitarbeiter, Mitarbeiterinnen der Direktion und ihm mit den einzelnen kollegialen Führungen die Zielvereinbarungsgespräche geführt. 

Im GZW sei der Zeuge immer wieder und habe einen sehr guten Überblick. Kontrollen habe der Zeuge anlassbezogen veranlasst. Bei Beschwerden habe er seine Experten in der Direktion, für die Pflege Frau Hegendorfer, für die medizinische Frau Dr. Drapalik zur Kontrolle eingesetzt. Er könne sich aber auch der Internen Revision in der Generaldirektion bedienen. Beim konkreten Fall der Frau K. sah der Zeuge die Hauptverantwortung bei der Stationsschwester. Die Generaldirektion habe nach Kenntnis des Vorfalles sofort reagiert. Bei der MitarbeiterInnenbefragung habe das GZW gut abgeschnitten und sei besser als der KAV im Schnitt insgesamt gewesen. Alle kollegialen Führungen seien beauftragt worden, die Ergebnisse zu analysieren und die auf Grund der Befragung gesetzten Maßnahmen zu berichten. Es habe schon zahlreiche Projekte bzw. Maßnahmen gegeben. So wurde ab 1. Jänner die Geriatriezulage eingeführt, mittelfristig das Personal durch eine Ausbildungsoffensive vermehrt, die Mittel für Zivildienstpflichtige aufgestockt und freiwillige Helfer eingesetzt. Auf Grund analytischer Personalbedarfsrechnungen sei man zu der Kennzahl 63 Pflegepersonen für 100 Betten gekommen. Es seien dabei auch der          Overhead und Fehlzeiten berücksichtigt. Leider erreiche man diese Zahl fast nirgends. Im GZW lag sie 2003 bei 55,4. 

Der Zeuge führte Beispiele für die bereits im Geriatriezentrum bereits eingetretenen Veränderungen an. Die Verbesserungen würden nach Maßgabe der Ressourcen und der Versorgungssicherheit durchgeführt und man dürfe nicht übersehen, was bereits alles getan wurde. Ungefähr ab Februar werde es keine 7- und 8-Bett-Zimmer mehr geben, dies im Unterschied zu den früheren großen Sälen. Es würde weiter die Bettenzahl in den Zimmern verkleinert werden. Zum Mangel an Pflegepersonal verwies er auf die Imagekampagnen und die Versuche, Abteilungshelfer für Pflegehelferkurse zu interessieren. Für den Einsatz von Zivildienern habe man zusätzliches Budget zur Verfügung gestellt. Man überlasse dies aber den einzelnen Einrichtungen. Bezüglich kollegialer Führung oder monokratischer Führung meinte der Zeuge, es gebe viel Pro und Kontra. Er persönlich sei für jeden Diskussionsprozess offen. Den Einsatz der Overalls sehe er nicht als freiheitsbeschränkende Maßnahme. Er habe dazu auch eine Stellungnahme eines Gerontopsychiaters eingeholt. Der Overall werde nur in wenigen Fällen zum Schutz der Betreffenden verwendet. Ein Netzbett gebe es im GZW nicht. Generell sei der Bereich der freiheitsbeschränkenden Maßnahmen im Hinblick auf die Obsorgepflichten in einem großen Spannungsfeld. Der Zeuge meinte, man müsse die Unternehmens- und Fehlerkultur verbessern. Das Berichtswesen sei bereits grundlegend verändert worden. Es werde ein umfassendes Beschwerdemanagement aufgebaut. Vieles sei auf Kommunikationsfehler zurückzuführen.

Soweit die beiden Zeugen in der letzten Sitzung. Ich habe bekannt zu geben, dass Beweisanträge seitens der Grünen Fraktion vorliegen, und zwar den Herrn Dr. Peter Schlaffer, Geschäftsführer des Vereins für Sachwalterschaft, zu vernehmen, als Experten zu laden zur Auskunft über die Betreuungstätigkeit in Wiener Städtischen Pflegeheimen und Geriatriezentren sowie im Speziellen zur Aufklärung der im Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission genannten Punkte Beschwerdemanagement, freiheitsbeschränkende Maßnahmen und Misshandlungen, Großpflegeheime und "Hotelkomponente" und Personal. Dann folgt noch eine Begründung, die ich jetzt aber nicht verlese, weil Sie die Anträge ohnedies alle Fraktion schon haben. Dann wird beantragt auch der Herr Mag. Dr. Alois List, der Kontrollamtsdirektor, betreffend Führung und Dienstaufsicht, Personalsituation im Pflegebereich, Beschwerdemanagement, Großpflegeheime und Hotelkomponente und Personal. Und schließlich wird der Pflegeombudsmann als Zeuge beantragt, der Herr Dr. Vogt, als Experte zur Auskunft über die Betreuungsqualität in den Wiener Städtischen Pflegeheimen zur Aufklärung der im Antrag genannten Punkte Führung, Dienstaufsicht, Personalsituation im Pflegebereich, Beschwerdemanagement, freiheitsbeschränkende Maßnahmen und Misshandlungen, Großpflegeheime und Hotelkomponente und Personal. 

Soweit die Beweisanträge. Wird dazu eine Äußerung von Seiten der Kommissionsmitglieder gewünscht? Das ist nicht der Fall. Ich darf dann über diese drei Anträge zur Abstimmung schreiten. Ist eine Stimmenthaltung? Eine Gegenstimme? Auch nicht. Ich stelle also fest, einstimmige Annahme dieser drei Beweisanträge. (Zwischenruf)  Wird sonst noch ein weiterer Antrag gestellt, der heute allenfalls zu behandeln wäre? Derzeit also nicht.

Wir kommen daher zur Einvernahme des für heute geladenen Zeugen Dr. Hauke und ich darf Sie daher bitten, Herr Doktor, wenn Sie im Zeugenstand Platz nehmen. Sie wurden von der Amtsverschwiegenheit entbunden, wie wir bereits vorliegen haben. Ich darf Ihnen den Wahrheitsvorhalt machen, d.h. Ihre Aussage darf nichts Falsches enthalten, sonst wären damit strafrechtliche Konsequenzen verbunden. Ich mache allerdings aufmerksam, dass Sie auf einzelne Fragen, die Ihnen persönlich von Nachteil wären, nicht zu antworten brauchen. Zunächst bitte ich um Ihre Personalien. 

Generaldirektor Dr. Hauke: Mein Name ist Eugen Hauke und beschäftigt als Generaldirektor des Wiener Krankenanstaltenverbundes. 

(Personalien wurden bekannt gegeben.)
Vorsitzender Dr. Körber: Herr Doktor, wir haben hier zunächst einmal zu erörtern Ihren Werdegang, damit wir kurz verstehen, wie Ihre Position sich entwickelt hat.

Generaldirektor Dr. Hauke: Ich bin ein Jahrgang 1945, habe nach meiner Matura an der damaligen Hochschule für Welthandel studiert, bin als Diplomkaufmann bei der Stadt Wien im Kontrollamt aufgenommen worden. Das war damals eine Neuerung, man hat mit Annoncen gesucht und ich habe mich auf die Annonce gemeldet und bin im Kontrollamt eingesetzt worden ab dem Jahr 1971 für das Ressort Gesundheit und Soziales. Ich habe vorher keine Beziehung zu diesem Gesundheits- und Sozialwesen gehabt und es war für mich spannend zu erkennen, dass ich als ausgebildeter Betriebswirt dort auf viel Neuland gestoßen bin, dass also viel zu wenig das betriebswirtschaftliche, kaufmännische Gedankengut im damaligen öffentlichen Bereich noch um sich gegriffen hatte. Und fand ein reichhaltiges Betätigungsfeld. Ich habe dann, nachdem ich in dieser Abteilung war, die erste Leitungsfunktion nach 11 Jahren bekommen, habe mich dann überwiegend auseinander gesetzt mit einer Unternehmung gemäß § 71 Wiener Stadtverfassung, den Wiener Stadtwerken. Bin aber dem Gesundheitswesen verbunden geblieben dadurch, dass ich die KFA und die Krankenanstalt Hera geprüft habe. Nach einigen Jahren bekam ich dann die Abteilungsleitung im Kontrollamt für Gesundheit und Soziales und habe dort meine Prüftätigkeit bis zu meinem Amtsantritt als Generaldirektor ausgeübt. Bemerkenswert dabei ist vielleicht, dass bereits bei den damaligen Vorfällen im Jahr 1989 in Lainz ich vom Bürgermeister Dr. Zilk ersucht wurde, die Expertenkommissionen als Geschäftsführer zu führen. Ich habe damals mit diesen Experten versucht, einen Konsens herzustellen, sowohl über die Beurteilung als auch über die daraus zu ziehenden Konsequenzen. Und mit vielen Mühen ist es gelungen, hier zu einem Ergebnis zu kommen, das einstimmig im Gemeinderat danach akzeptiert worden ist. Da die Kommission recht gut gelaufen ist, ist mir das geblieben. Ich habe also dann weitere Kommissionen für den Bürgermeister zu übernehmen gehabt und zwar die Spitalsreformkommission und ist etwa in diesem Zusammenhang so wichtig, weil praktisch die gesamte Entwicklung, die wir derzeit nehmen, auf die Ergebnisse dieser Kommission zurück geht, denn die damalige Spitalsreformkommission hat ganz klar festgestellt, dass den Spitälern und Pflegeheimen mehr Selbstständigkeit eingeräumt werden soll, dass hier eine starke Dezentralisierung stattfinden soll und viele Details, die wir jetzt dabei sind, umzusetzen. Nach der Spitalsreformkommission habe ich noch den Auftrag bekommen, die Spitalsplanungskommission zu übernehmen und die Kommission „Hilfe im hohen Alter“, die ich auch zu einem konsenshaften Ende gebracht habe. D.h. also, die Erfahrungen gehen weit über das Kontrollamt hinaus und meine Aufgabe war es, jeweils zwischen den sehr divergierenden Ansichten und unterschiedlichen Experten hier zu Ergebnissen zu kommen, die politisch dann vom Gemeinderat mitgetragen werden. Und das ist mir in all diesen Fällen gelungen. 

Dazu ist vielleicht noch bemerkenswert, dass ich bereits auf Grund der Erkenntnisse, die ich im Kontrollamt hatte, bereits begonnen habe, bei der Stadt Wien betriebswirtschaftliches, kaufmännisches Wissen weiter zu geben, beginnend im Jahr 1975 bereits, wo damals neu implementiert wurde im damaligen Krankenpflegegesetz, dass hier für Leiter des Pflegepersonals auch betriebswirtschaftliche Grundkenntnisse erforderlich sind. Ich bin dann vom damaligen Stadtrat Prof. Stacher aufgefordert worden, mit ihm die erste Primararztschulung zu machen im Bezug auf Management. Das war 1979. Ich habe dann in der Folge aufgebaut den Erstmanagementlehrgang zusammen mit Prof. Hofmann und Prof. ... und habe soweit also über das eigentliche Betätigungsmaß hinaus in meiner Freizeit oder im Urlaub begonnen, hier jungen Menschen betriebswirtschaftliche Kenntnisse, Managementkenntnisse anzubieten, weil meine Überzeugung ist, unser Gesundheitswesen kann nur dann besser werden, wenn auch die Menschen besser ausgebildet sind. Und ein großes Anliegen von mir war, und das ist vielleicht auch sehr wichtig, festzuhalten, dass man nicht versuchen soll, jede Berufsgruppe für sich auszubilden, sondern das Entscheidende ist das Miteinander. Das Miteinander nach einer Grundausbildung, die eher das Nebeneinander hervorbringt, sie dann zumindest in der Führungsausbildung auf das Entscheidende der Koordination und Kooperation der verschiedenen Berufsgruppen hinzuführen.

Ich habe dann im Jahr 1989 ein eigenes Bolzmann-Institut bekommen, das ich seitdem ehrenamtlich führe, für Krankenhausorganisation, und habe mich speziell für das Thema Qualität engagiert und hier versucht, auch sehr vieles praxisnahe sowohl für die Stadt Wien, aber genauso insgesamt für Gesamt-Österreich einzubringen. Ich habe dann, auf Einladung der medizinischen Fakultät habe ich mich der Mühen unterzogen und habe mich habilitiert für Krankenhausökonomie, wo ich dann Gastprofessor an der Wirtschaftsuniversität und Gastprofessor in Klagenfurt war, dies jeweils im genehmigten Ausmaß von vier bzw. sechs Stunden ausgeübt habe. Das hat sich verändert. Mit 1.1.2004 habe ich die Tätigkeiten an den Universitäten in Wien und in Klagenfurt niedergelegt und habe nun an einem Institut an der Privatuniversität in Innsbruck - die hat mich deshalb so interessiert und ich versuche, dort ein Stück beizutragen, weil dort erstmals Gesundheitswissenschaften als reguläres Studium angeboten werden. Und es ist mein Anliegen, dass hier diese Ausbildung für junge Menschen in einem ordentlichen Studium so verankert wird, das auch praktisch nahe ist und dass diese jungen Menschen dann mehr noch einbringen können fürs Gesundheitswesen als oft bisher der Fall war. Dann einfach die Fähigkeiten und Kenntnisse noch zu verstärken. 

Das ist, kurz gesagt, mein beruflicher Werdegang. Ich habe auch versucht, im Rahmen der EU als Österreich-Vertreter im Bezug auf Zertifizierungsverfahren, also Qualitätssicherung, einen Beitrag zu leisten, war im Rahmen des Europarates als Österreich-Vertreter für die Implementierung und Entwicklung von Guidelines tätig, sodass ich hier versuche, das, was international in Europa gang und gäbe ist, auch in Österreich auf die Schienen zu bringen. 

Vorsitzender Dr. Körber: So. Danke, Herr Zeuge, das kurz zu Ihrem Werdegang. Jetzt noch einige Themen, die uns da hier aktuell interessiert. Es gibt in der Generaldirektion eine Interne Revision?

Generaldirektor Dr. Hauke: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Ist diese aufgeteilt für den Bereich Krankenanstalten einerseits und Geriatriezentren andererseits? Oder ist das ein ...?

Generaldirektor Dr. Hauke: Nein, denn die Interne Revision ist insgesamt für den Krankenanstaltenverbund zuständig, sowohl kann sie natürlich innerhalb der Generaldirektion prüfen, wenn wir Personalprüfungen machen, Organisationsüberprüfungen machen, aber ist genauso zuständig für alle drei Teilunternehmungen, sowohl der Teilunternehmung Krankenanstalten und Pflegeheime, des Allgemeinen Krankenhauses, wo also hier eine Außenstelle praktisch, eine Filiale ist, auf Grund der zukünftigen Verselbstständigung des AKH. Und ist zuständig für die TU 3, die technischen und sonstigen Servicebetriebe. 

Vorsitzender Dr. Körber: Wie sehen Sie den Unterschied der Internen Revision zur Fachaufsicht? Die zwei Begriffe stehen nebeneinander.

Generaldirektor Dr. Hauke: Wir haben die Fachaufsicht, die meiner Überzeugung nach prozessgebunden ist, die also den laufenden Leistungserstellungsprozess, egal in welchem Bereich, ob es im  patientennahen Bereich ist, diese Fachaufsicht hat ständig von den Vorgesetzen ausgeübt zu werden, während die Interne Revision davon prozessunabhängig stichprobenweise Themen prüft.

Vorsitzender Dr. Körber: Sind die kollegialen Führungen in den Anstalten der Fachaufsicht zuzurechnen oder der Internen Revision?

Generaldirektor Dr. Hauke: Die kollegialen Führungen haben eine Aufsichtsfunktion über die unterstellten Mitarbeiter und zwar alle Mitarbeiter aller Berufsgruppen.

Vorsitzender Dr. Körber: Also, nicht Interne Revision?

Generaldirektor Dr. Hauke: Nein.

Vorsitzender Dr. Körber: Halten Sie die Personalnot für einen Grund für Pflegemängel?

Generaldirektor Dr. Hauke: Die Personalnot, wenn wir einen Personalunterstand haben, ist sicher mit ein Anlassfall, dass Mängel eher auftreten, als wenn wir alle Dienstposten besetzen können, wo vor allem natürlich die Belastung der Mitarbeiter durch das Fehlen von anderen größer wird. 

Vorsitzender Dr. Körber: Welche Schritte haben Sie gesetzt, um den Pflegepersonalstand zu erhöhen?

Generaldirektor Dr. Hauke: Wir haben mannigfaltige Aktivitäten gesetzt, um hier ausreichend Personal zu bekommen. Es fangt an von - wenn wir aktuell die letzte Pflegeoffensive aus dem Jahr 2002 heranziehen, die Gott sei Dank auch erfolgreich war. Wir haben zahlreiche Maßnahmen, angefangen von den Tagen der offenen Tür in den einzelnen Krankenpflegeschulen, von Besuchen, die also die Krankenpflegeschulen in jenen Klassen von zukünftigen Absolventen, die also möglicherweise Interesse am Krankenpflegeberuf haben. Wir sind vertreten auf den verschiedensten Fachmessen, wo wir - ob das jetzt die Berufsinformationsmesse ist, ob das die Medicura ist, also, überall, wo also junge Menschen, die für den Krankenpflegeberuf also potente Bewerber sind, haben wir versucht, das anzusprechen. Wir machen es genauso mit Broschüren, mit Plakataktionen, also, verschiedenster Art, was uns an Instrumenten zur Verfügung steht. 

Die Entwicklung in Wien ist jedoch nicht also einzigartig. Wir wissen, dass dieses Problem sowohl in Österreich, aber auch im internationalen Rahmen besteht und wir versuchen aus der Erfahrung auch anderer zu lernen, wo sie Erfolg haben, dass wir hier ausreichend Krankenpflegepersonen anwerben können. 

Vorsitzender Dr. Körber: Ist das Problem eher, dass sich wenig interessierte Menschen für den Beruf finden oder fehlt es an Ausbildungsplätzen?

Generaldirektor Dr. Hauke: Wir haben, ich glaube, das muss man sehr differenziert betrachten. Wir haben einerseits viele junge Menschen, die sich bewerben. Mehr als aufgenommen werden. Und das ist ja auch gestern in den Zeitungen oder heute in den Zeitungen – ich habe sie nur gestern Abend schon gelesen – heute in den Zeitungen sehr plakativ dargestellt, dass wir mehr Bewerber haben, als wir aufnehmen. Und das zurecht, bitte. Nicht jeder, der sich für eine Berufsausbildung meldet, ist auch geeignet für diesen Beruf, das heißt, wir haben - und so ist es ja auch im Gesundheits- und Krankenpflegegesetz vorgesehen - eine entsprechende Auswahl. Das fängt an mit einem Bewerbergespräch, geht über einen entsprechenden Aufnahmetest, geht also hier ins Detail, ob hier die Eignung für diese Bewerber auch ausreichend ist. Dieses differenziere Verfahren ist nicht nur im § 45 vom Gesundheits- und Krankenpflegegesetz so verankert, sondern darüber hinaus hat es sich in der Vergangenheit und zwar bis Anfang der 90er Jahre gezeigt, wo diese Aufnahmetests noch nicht bestanden haben, dass die Menschen erst während ihrer Ausbildung draufgekommen sind, dass sie nicht geeignet sind. Das hat bedeutet, dass wir Ausfallsquoten bitte bis zu 30 Prozent hatten. Das hat natürlich uns von den damaligen Oppositionsparteien zurecht den Vorwurf eingetragen, „Ihr habts zwar viel auf der Ausbildung aber letztendlich fallen ja so viele aus, kümmert ihr euch nicht um die Qualifikation der Bewerber?“ Daraufhin wurde ein Aufnahmetest also von entsprechenden Fachleuten, Psychologen etc. erarbeitet, der dazu geführt hat, dass dramatisch diese Ausfallsquote gesenkt wurde. Sie liegt derzeit zwischen 6 und 8 Prozent nur mehr pro Jahr, d.h. also, eine deutliche Verbesserung letztendlich, nämlich dass wir jene Leute nur mehr aufnehmen, die vermutlich auch für den Beruf sowohl für die Ausbildung die entsprechende Eignung und Reife haben, aber ganz genauso natürlich dann für die Ausübung des Berufes. Weil ich überzeugt bin, dass nicht jeder Mensch für einen so wichtigen, so sozialen Beruf geeignet ist und hier natürlich bei jungen Menschen, wir dürfen nicht vergessen, überwiegend sind diese Menschen 16 Jahre, dass diese Menschen noch nicht immer die Reife haben, dass sie auch erkennen können, ob ihre Fähigkeiten und ihre Reife und ihre Eignung vorhanden sind.

Vorsitzender Dr. Körber: Wir haben hier gehört, dass es jetzt eine Geriatriezulage gibt.

Generaldirektor Dr. Hauke: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Der finanzielle Aspekt ist für den Beruf sicherlich oder für die Interessierten auch ein Argument. Warum haben Sie erst jetzt diese Geriatriezulage erhalten oder sie eingeführt und warum haben Sie sich nicht schon früher für eine finanzielle Besserstellung der Bediensteten interessiert?

Generaldirektor Dr. Hauke: Es ist nicht so, dass ich mich nicht dafür interessiert hätte. Die Verhandlungen sind seit ca. vier Jahren gelaufen. Wir haben dabei immer zu beachten, wir haben einen bestimmten finanziellen Rahmen zur Verfügung. Ich habe das noch nicht ausführen können. Aber seit wir Unternehmung sind, haben wir einen Finanzrahmen für fünf Jahre vorgegeben und müssen uns an diesen Finanzrahmen halten. Und wir müssen versuchen, abzuwägen, wo wir die Schwerpunkte unserer Finanzierung hinlegen. Und wir konnten bis eben jetzt Ende des Jahres 2003 noch zu einer Einigung in Bezug auf diese Höhe dieser Geriatriezulage kommen. Dem Grunde nach haben wir immer Verständnis entgegengebracht, finanzielle Anreize zu setzen. Nur ist diese Einigung erst jetzt erzielt worden.

Vorsitzender Dr. Körber: Es gibt also einen Personalaufwand und einen Sachaufwand. Wieweit haben Sie diese beiden Themen gegeneinander abgewogen? Wo ist das Schwergewicht?

Generaldirektor Dr. Hauke: Das Schwergewicht ist hier, das auszubalancieren. Es kann das Personal nicht ohne den entsprechenden Sachaufwand arbeiten. Ich kann nicht viel in den Sachaufwand investieren, wenn ich nicht entsprechend qualifiziertes Personal im ausreichenden Ausmaß zur Verfügung habe. Es ist jeweils bei der Einzelentscheidung zu überlegen, wo die Schwerpunkte hinzulegen sind. Ganz klar bei unserer derzeitigen Situation, wo wir uns kräftig bemühen, nicht nur junge Menschen, sondern insbesondere ältere Menschen auch in den Geriatriebereich, in den Pflegebereich zu bekommen, dass hier ein Schwerpunkt oder ein weiterer Schwerpunkt auf den Personalbereich gelegt wurde. Was natürlich zu Lasten der anderen Bereiche wie Sachaufwand und Investitionen geht, da ja insgesamt ein gedeckeltes Budget vorliegt.

Vorsitzender Dr. Körber: Haben Sie die finanziellen Probleme schon mit Stadtrat Rieder besprochen oder erst mit Frau Stadträtin Dr. Pittermann? Und welche Antworten haben Sie bekommen?

Generaldirektor Dr. Hauke: Die Diskussion zwischen politischen Wünschen und den umsetzbaren sind permanente. Die hat es natürlich mit Stadtrat Rieder gegeben, die gibt es mit Stadträtin Dr. Pittermann. Es ist ganz logisch, dass hier politisch mehr gewollt wird, als dann tatsächlich auf Grund der Rahmenbedingungen der Finanzen umsetzbar ist. Das ist nicht nur in Wien so, das ist in ganz Österreich und auf der ganzen Welt so. Und hier geht es darum, dann jeweilige Schwerpunkte zu setzen und den Rahmen des Möglichen also voll auszuschöpfen.

Vorsitzender Dr. Körber: Jetzt noch eine kurze Frage betreffend den Pflegedirektor Dr. Pelikan. Der Zeuge Dr. Kaspar hat ausgesagt, dass Sie auf Vorschlag der Pflegedirektorin Keihsler die Rochade mit dem Direktor Pelikan veranlasst haben. Halten Sie Direktor Pelikan für geeignet und welche Überlegungen sind dafür maßgebend gewesen?

Generaldirektor Dr. Hauke: Schauen Sie, ich kenne Direktor Pelikan seit Jahren. Er hat seine Arbeit in St. Andrä damals hervorragend gemacht. Die jetzige Pflegedirektorin hatte längere gesundheitliche Probleme. Aus diesem Grund kam es zu dieser Rochade zwischen Frau Keihsler und Herrn Pelikan. Herr Pelikan hat dem Grunde nach seine Arbeit in Lainz gut erbracht, also, im Geriatriezentrum am Wienerwald gut erbracht, allerdings gewisse Führungsschwächen erkennen lassen, sodass wir nach einer Genesung von Frau Keihsler wieder gesagt haben, dort, wo er vorher tätig war, nämlich im Geriatriezentrum St. Andrä, soll er wieder seine Aufgabe versehen und die wieder genesene Frau Keihsler hat wieder ihre angestammte Funktion im Geriatriezentrum am Wienerwald bekommen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Zeuge! Frau Dr. Pilz, jetzt sind Sie an der Reihe.

GRin Dr. Pilz: Danke schön. Sie haben, nachdem der Herr Dr. Kaspar auf Urlaub war im vergangenen August, war es Ihre Aufgabe, seitens der Generaldirektion zu reagieren auf diesen Prüfbericht und Sie haben das auch getan, nachdem Ihnen also die Ergebnisse der Untersuchung zur Kenntnis gebracht wurden, wie bei einem Resümeeprotokoll, das Sie an die Kollegiale Führung ausgeschickt haben. In diesem Resümeeprotokoll verlangen Sie eine Reihe von Maßnahmen von der Kollegialen Führung, die zu einigen Fragen für mich Anlass geben. Da schreiben Sie nämlich, dass einerseits die Aufsicht intensiver wahrzunehmen ist, dass allfällige disziplinäre Maßnahmen gegen verantwortliche Mitarbeiter einzuleiten sind, wenn die nicht adäquat reagiert haben, dann sollte man Bettruhezeiten einhalten, Interventionen von Angehörigen Ernst nehmen, ordentliche Körperpflege gewährleisten, Flüssigkeitszufuhr gewährleisten, die Möglichkeit einräumen, dass die Bewohner und Bewohnerinnen die Toilette besuchen können, wenn sie das wollen und wenn sie dazu in der Lage sind, dass eine ausreichende Dienstsperre zu wahren wäre usw., usw. Und Sie kündigen an, dass Sie überprüfen werden und dass Sie unaufgefordert auch Überprüfungen veranlassen werden. Ich frage Sie jetzt, welche dieser Anordnungen sind zu Ihrer Zufriedenheit umgesetzt und wodurch wurden sie umgesetzt?

Generaldirektor Dr. Hauke: Ich darf vielleicht nur ergänzend dazu sagen, dass dieses Resümeeprotokoll nicht zugeschickt wurde der Kollegialen Führung, sondern es war bereits in ihrer Anwesenheit, ich habe sie ja zu mir gebeten gehabt unmittelbar nach Vorliegen des internen Berichtes, also von der Frau Dr. Drapalik und Polat-Firtinger, habe ich sie ja zu mir gebeten gehabt und gleich dort dieses Protokoll jetzt unterzeichnen lassen. Im Wesentlichen ist es darum gegangen in diesem Protokoll, das, was von dem Bericht der MA 47 für mich als Problembereich also erkennbar war, dass man dort besondere Aufmerksamkeit darauf legt und die Kollegiale Führung hat sich um diese Themen, die von der Frau ARin Ehmsen-Höhnl der MA 47 aufgezeigt wurden, besonders angenommen und danach im vorgesehen Zeitabstand erstmalig mir berichtet und dann in der Folge natürlich an den zuständigen Herrn Dr. Kaspar. Meinem damaligen Anliegen, hier besonderen Wert auf die Fehler, die damals offenkundig passiert sind, sich besonders anzunehmen, kam die Kollegiale Führung unmittelbar nach. 

GRin Dr. Pilz: Da sind ja ein paar Aufträge an das Geriatriezentrum Am Wienerwald, die schlechthin unmöglich erfüllbar sind. Wenn man hier liest, dass die ausreichende Intimsphäre zu wahren ist. Wir hören, dass die Belegungszahlen heruntergehen, dass die 8-Bett-Zimmer langsam abnehmen. Aber auch 6-Bett-Zimmer sind kein Ort der Intimität. Wie kann denn diese ausreichende Intimsphäre tatsächlich erreicht werden und wie kann man gewährleisten, dass jeder auf die Toilettenanlage kommen kann, wenn die weit weg ist, wenn sie im desolaten Zustand ist und wenn zu wenig Personal für all diese Dinge da sind? Was verlangen Sie denn da von den Mitarbeitern?

Generaldirektor Dr. Hauke: Frau Dr. Pilz, ich glaube, Sie kennen mich schon einige Zeit. Ich verlange nur Mögliches, d.h. wenn ich ersuche, ausreichend auf die Intimsphäre Rücksicht zu nehmen, so kann man das zweifellos, nur als Beispiel, wenn hier keine anderen Möglichkeiten bestehen, mit den entsprechenden Paravents machen. Die stehen ja zur Verfügung. Das Führen auf die Toilette: Dort, wo es möglich ist, dort wo es unmöglich ist, sei es auf Grund des Gesundheitszustandes des jeweiligen Patienten oder auf Grund der Personalsituation, soll man nach Möglichkeit nachkommen. Ich verlange von Mitarbeitern grundsätzlich nichts Unmögliches, sondern versuche, hier die Schwerpunkte dorthin zu legen, wo man uns kritisiert hat. Und ich bin überzeugt und so wurde mir auch berichtet, dass man darauf besonderen Wert gelegt hat, vermehrten Wert gelegt hat, nachdem sie darauf aufmerksam gemacht wurden.

GRin Dr. Pilz: Herr Generaldirektor! Das kann schon nicht wahr sein, dass Sie als ein, wie Sie sich auch selbst sehr eindrucksvoll jetzt dargestellt haben, als ein kompetenter und zweifelsfrei in jeder Hinsicht erfahrener Experte in der Gesundheitspolitik, dass ein Paravent in einem 6-Bett-Zimmer oder in einem 8-Bett-Zimmer eine ausreichende Wahrung der Intimsphäre ist. Sie machen mir hier jetzt mit Ihren Worten deutlich, dass ein moderner, akzeptabler Standard geboten wird im GZW oder beschönigen und kaschieren Sie eigentlich Mängel, wenn Sie sagen, Intimsphäre ist herzustellen durch Paravents?

Generaldirektor Dr. Hauke: Ich finde es bedauerlich, dass die Frau Gemeinderätin den Wahrheitsgehalt meiner Aussage bezweifelt, denn sie sagt, es ist nicht wahr, was ich sage. 

Ich sehe es komplett anders von meinem Standpunkt. Wir können von unseren Mitarbeitern nur in Strukturen, die wir alle bedauern, wir alle hätten gerne neue Geriatriezentren, so, wie wir die in Floridsdorf geschaffen haben, sowie wir sie geschaffen haben im Kaiser-Franz-Josef-Spital, hätten wir gerne flächendeckend. Das ist nicht möglich. Als ich meine Funktion begonnen habe im Jahr 1998 war ich mir bewusst, dass ich von heute auf morgen nicht die komplette Erneuerung schaffe. Das, was meine Aufgabe ist, im Rahmen dieser Möglichkeiten, im Rahmen der vorhandenen Strukturen das Bestmögliche anzubieten. Ich gebe zu, ein Paravent ist sicher nicht das, was ich mir erträume, ist sicherlich nicht der internationale Standard. Nur - ich halte es für besser, einen Paravent zu verwenden in den vorhandenen Strukturen als nichts zu tun. Und meine Mitarbeiter habe ich ersucht, im Rahmen ihrer Möglichkeiten das anzubieten, was wir anbieten können. Man kann von uns nicht verlangen - es ist weder das Geld noch die Möglichkeit vorhanden - dass wir von heute auf morgen jene Strukturen schaffen, von denen wir alle, egal welcher Fraktion, träumen.

GRin Dr. Pilz: Da sind wir tatsächlich unterschiedlicher Meinung, Herr Generaldirektor, wodurch und wie eben die Intimsphäre zustande kommt. Nicht gesehen werden und nicht sehen ist ungefähr die Minimalstvariante. Man hört, man riecht, man will ja nicht sozusagen isoliert sein hinter einer Wand, aber da sind Sie offensichtlich wesentlich kompromissbereiter als ich. Sie haben in einer Liveschaltung bei Frau Resetarits auf die Frage, wie viel 8-Bett-Zimmer es in Lainz gebe, ich war in dieser Sendung, gesagt, Sie haben keine Ahnung, wie viel 8-Bett-Zimmer es in Lainz gebe und Sie sind interessanterweise an dem Tag auch aus Lainz gekommen direkt und auch auf die Nachfrage, ob es etwa über 100 sein könnten, haben Sie gesagt, Sie können das keinesfalls bestätigen. Sie wissen es nicht. Herr Generaldirektor, ich nehme an, mittlerweile wissen Sie es. Damals waren es 115, für die, die jetzt vielleicht meinen, es waren ein oder zwei und das könnte man übersehen. Es waren 115 (Zwischenruf), d.h., dass an die 1000 Leute in 8-Bett-Zimmern waren, das ist ja nicht ganz unwichtig. Wie viel sind es denn jetzt, Herr Generaldirektor? Und wie viel sind es in 7- und 6-Bett-Zimmern?

Generaldirektor Dr. Hauke: Ich habe naturgemäß Ihre Frage erwartet. Ich sehe meine Aufgabe im Prinzip nicht darin, Betten zu zählen oder Zimmer zu zählen und bevor ich etwas Falsches sage, schweige ich lieber. Denn sonst sagt man, ich habe etwas Falsches gesagt. Die Größenordnung habe ich auch damals gewusst. Nur, um mir Vorwürfe zu ersparen, habe ich lieber keine Zahl genannt. Heute kann ich das zweifellos nennen. Es sind derzeit, mit Stand 1.2.2004, in unseren Geriatriezentren 31 8-Bett-Zimmer und 47 7-Bett-Zimmer, die grundsätzlich bis in wenigen Wochen abgebaut sein werden, sodass wir dann zumindest einmal diesen Diskussionspunkt von 7- und 8-Bett-Zimmern hoffentlich vom Tisch haben, wobei ich dazu sage, dass hier natürlich jeweils abzuwägen ist, wie rasch wir diesen Abbau der Betten betreiben können. Wir dürfen nicht vergessen, wir haben auf Pflegeheimplätze Wartende und gerade in der jetzigen Zeit, wo immer wieder Grippe im verstärkten Ausmaß auftritt, wo hier z.B. durch Glatteis hier vermehrt Unfälle passieren, dass wir hier natürlich abwägen müssen, wie groß ist die Warteliste und wie rasch können wir hier unserem Auftrag, den wir haben und was unser persönliches Anliegen ist, diese großen Zimmer zu reduzieren, nachkommen. D.h., das Entscheidende wird sein, dem Grunde nach zu verfolgen, in wenigen Wochen keine 7- oder 8-Bett-Zimmer mehr zu haben, aber trotzdem ein Augenmerk darauf zu haben, im Rahmen unserer Gesamtverantwortung, die wir für die Bevölkerung haben, nicht unverantwortlich vorzugehen und da auf Teufel komm raus abzubauen, sondern hier verantwortungsbewusst auf die Warteliste Rücksicht zu nehmen. 

GRin Dr. Pilz: Wie viel 6-Bett-Zimmer, das sind Sie mir schuldig geblieben? Und was sieht denn die 15a-Vereinbarung vor als die angemessene Zimmergröße für Österreich?

Generaldirektor Dr. Hauke: Ich darf kurz nachsehen. Wir haben 6-Bett-Zimmer, wir müssen noch jetzt die reduzierten dazu rechnen, 143 plus die inzwischen abgebauten von 7- und 8-Bett-Zimmern dazu. Das ist die Zahl, ja. Noch Fragen dazu?

GRin Dr. Pilz: Nein, danke. Das genügt mir für einstweilen. Eine letzte Frage für diese erste Runde. Im Anstaltenentwicklungsplan von 1993, da waren Sie ja schon in dem Bereich tätig, über das Pflegeheim der Stadt Wien Lainz hat es damals noch geheißen, wird neben der 8-Bett-Zimmer-Miserie und der schlechten Ausstattung und der spitalsähnlichen Atmosphäre, die da als derzeitige Situation angegeben wird, auch mitgeteilt, dass es in den meisten Fällen entfernte Toiletten, zu wenig Bade- und Duschmöglichkeiten gibt und dass all das eine wesentliche Verschlechterung der Wohnsituation gegenüber zu Hause ist. Und dass vor allem - und das ist ein Strukturproblem, ein weiteres - die medizinische Versorgung teilweise zu intensiv ist in Lainz, aber es auch parallel dazu gleichzeitig inadäquat Behandelte gibt. Es hat sich seither offensichtlich außer dem Abbau in jüngster Zeit von 8- auf 6-Bett-Zimmer, was ja nur eine graduelle Verbesserung ist, die ich durchaus anerkenne, aber auch ein 6-Bett-Zimmer ist kein Ort der Intimität. Alle anderen Dinge sind in diesen 10 Jahren unter Ihrer Führung unverändert geblieben im Wesentlichen. Haben Sie den Eindruck, dass das Tempo der Reform im ausreichenden Maß vorgeht oder werden Sie und ich auch noch im 6-Bett-Zimmer wohnen? 

Generaldirektor Dr. Hauke: Ich bin überzeugt davon, dass wir im Rahmen unserer Möglichkeiten, die wir finanziell für Investitionen hatten und wir personell im Bezug auf Personal hatten, dass wir die raschest mögliche Umsetzung der damaligen Kommission „Hilfe im hohen Alter“ vorangetrieben haben. Lasen Sie mich nur ein Beispiel nennen. Wir haben also bis jetzt dieses Ziel verfolgt des so genannten Mischbelages. D.h., wir haben auf den Stationen nicht nur die Leichten oder nur die Schweren hingelegt, sondern gesagt, es ist für das Personal und für die Patienten von Vorteil, wenn hier leichtere und schwerere Fälle auf einer Station zusammenliegen und haben jetzt, unter anderem auch auf Grund der Anderson-Studie, aber auch auf Grund von eigenen Überlegungen ebenso, unternehmen wir gerade den Versuch, hier nur die schweren und nur die leichten Fälle zusammenzulegen, wo man dann einerseits eine intensivere medizinische Betreuung braucht für den einen Teil auf der einen Station und auf der anderen Station hier überwiegend eine pflegerische Betreuung. Und das wird in wenigen Monaten evaluiert werden dieser Versuch. Ob sich das auch vorteilhaft sowohl einerseits für die Patienten, aber auch auf der anderen Seite auf die Belastung der Mitarbeiter auswirkt. Und dementsprechend werden wir die Konsequenzen daraus ziehen und entweder generell in diese Richtung vorgehen oder hier versuchen, alternative Pilotprojekte umzusetzen.

GRin Dr. Pilz: Eine Antwort, Herr Generaldirektor, sind Sie mir noch schuldig geblieben. Darum melde ich mich noch einmal. Die 15a-Vereinbarung sieht welche Belegung vor?

Generaldirektor Dr. Hauke: Es ist grundsätzlich vorgesehen, geringere Betten in den Zimmern zu haben. Und das wollen wir so rasch als möglich umsetzen. Sie wissen bitte und da müssen wir alle in der Stadt damit leben, dass wir Strukturen haben, die zum Teil aus Ende des 19., zum Teil Anfang des 20. Jahrhunderts stammen und dass wir einen Aufholbedarf haben. Und dieser Aufholbedarf wird uns immer vor Augen geführt, man sagt, wo das Ziel sein soll, eben den Zustand, wie ich vorher genannt habe, sowohl in Floridsdorf als auch im Kaiser-Franz-Josef-Spital. Das ist nicht erreichbar. Ich finde es nur nicht fair, wenn jemand auf dem Weg ist, schon nach dem Ergebnis zu beurteilen, und nicht zuerst den Weg zu Ende gehen zu lassen, wenn er all die Möglichkeiten, die er hat, personell und finanziell voll ausschöpft.

GRin Dr. Pilz: Die 15a-Vereinbarung sieht zwei Betten pro Zimmer vor. Nur damit wir es hier auf den Tisch legen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Zeuge. Und Frau GRin Korosec.

GRin Korosec: Herr Generaldirektor, Ihr Lebenslauf, den Sie uns heute hier gesagt haben, ist beeindruckend und man müsste annehmen, Sie sind der prädestinierteste Krankenhausmanager, den es gibt. Das alles, was Sie in der Theorie vermitteln, weil unabhängig davon, dass Sie ja Seminare abhalten, dass Sie auf der Uni sind, Sie haben ja auch gesagt, dass Sie international gehört werden, haben Sie auch sehr viele Fachpublikationen herausgegeben, „Controlling im Krankenhaus“, „Krankenhaus zwischen Anspruch und Wirklichkeit“. Und da bin ich eben gleich zwischen Anspruch und Wirklichkeit. Der Mag. Schwarz hat bei der letzten Untersuchungskommission gesagt, dass er seit 1998 die Interne Revision leitet, dass auch Prüfungen vorgenommen wurden, dass er aber nicht beauftragt wurde von Ihnen, gerade in dem Bereich, den Sie ja als so wichtig in Ihren Publikationen auch bezeichnen, was ja auch völlig richtig ist, der Mensch steht im Mittelpunkt, dass gerade im Bereich Pflegequalität, Qualitätsmanagement keine Prüfungen durchgeführt wurden. 

Und jetzt meine Frage: Stimmt das? Und wenn ja, warum wurden gerade in dem Bereich, ich zitiere da aus einer Unterlage von Ihnen, wo Sie sagen, die Patienten sind es, deretwegen Krankenhäuser betrieben werden, ihretwegen arbeiten wir dort. Und deswegen sollten wir uns immer fragen, ist unser Betrieb und unser eigenes Handeln wirklich auf sie, auf ihre Bedürfnisse ausgerichtet und daher meine Frage: Wieso diese Diskrepanz, dass Sie zwar im technisch-bürokratischen Bereich hier Prüfungen machen, aber gerade der Blick auf den Menschen verloren geht?

Generaldirektor Dr. Hauke: Ich bestreite, dass durch unsere Tätigkeit und auch der Revisionstätigkeit der Blick auf den Menschen zu kurz kommt. Ich darf nur kurz zuerst wiederholen, was der Herr Vorsitzende am Anfang vom letzten Protokoll von der letzten Sitzung genannt hat und darf es noch ein bisschen erweitern. 

Die Revision, die ich also aufgebaut habe im Jahr 1998, es gab vorher keine Revision, hat also 500 Prüfungen durchgeführt und davon etwa 17 % allein in den Geriatriezentren. Wenn man allerdings dazurechnet die Sozialmedizinischen Zentren, dann sind das etwa 40 % der Prüfungen, d.h. wir haben sehr wohl bitte uns mit den Geriatriezentren auseinander gesetzt und dort bitte genauso mit dem medizinisch-pflegerischen Bereich. Wir haben Stationsquerschnitte geprüft, wir haben geprüft von der Speisenversorgung über die Labors über die Hygiene über Funktion der Stationsschwestern, Vertretung, Untersuchungsanforderungen, Personalbedarf, Dienstplangestaltung, Medikamentengebarung, um nur einige Beispiele zu nennen.

Aus einer langjährigen Kontrolltätigkeit kann ich Ihnen sagen, dass es schwierig ist, genau jenes Thema zu treffen, was nachher dann sehr wirksam, politisch wirksam nunmehr diskutiert wird. Ich glaube, dass wir viele Aspekte, die wir uns angesehen haben, jetzt auf Grund der aktuellen Vorfälle in Lainz, dass hier die vorher in etwas anders Form sowohl in Querschnittsprüfungen als auch in Einzelprüfungen abgedeckt worden sind.

Und nun zum Thema Qualität. Ich glaube, da muss ich jetzt ein bisschen ausholen, weil Österreich hier einen speziellen Weg gegangen ist und ich durfte damals auch beim Ministerium bei der Gesetzwerdung 1993, als der Paragraph „Qualität“ also verankert wurde erstmals im Krankenanstaltengesetz, ausholen: Es gab damals die Grundüberlegung, ob Österreich jenen Weg gehen soll und da gibt es eben international unterschiedliche Entwicklungen einer primären Qualitätskontrolle und einer Qualitätssicherung und das Ministerium hat sich dazu entschlossen, hier zu sagen, wir müssen hier den Aspekt, dass die Mitarbeiter sich bemühen, zur Verbesserung etwas beizutragen, in den Vordergrund stellen und nicht den Kontrollcharakter, sonst lösen wir keine Entwicklung aus. Und daher ist das österreichische Gesetz auch in der jetzigen Form ausgeprägt worden und auch jetzt, ich bin gerade mit dem Ministerium in Gesprächen, wo also natürlich von den Qualitätsbehörden hier die Einführung der Qualitätssicherung überprüft wird, auch dort wird überprüft, ob die Qualitätssicherung stattfindet, ob die entsprechenden Institutionen eingerichtet sind etc., aber der Inhalt, der bleibt jeweils den Beteiligten und ihren Aufsichtsorganen vorbehalten, um hier diesen Entwicklungsprozess weiter aufrechtzuerhalten.

Zum Thema Qualität. Ich glaube, gerade auf dem Sektor haben wir in Wien eine Tradition, wo uns alle anderen in Österreich beneiden. Sie brauchen sich nur ansehen, was wir jährlich an Qualitätsprojekten umsetzen. Es waren im letzten Jahr allein 250, die also bis zur Generaldirektion gedrungen sind, etwa 20 % kamen noch hinzu, die rein hausintern abgewickelt wurden. Ich darf bitte unseren Qualitätsbericht 2002 dann im Anschluss an die Sitzung zur Verfügung stellen. Ich darf mit Stolz berichten bitte, dass wir zum Leidwesen von vielen deutschen Bewerbern viermal bereits internationale Wettbewerbe gewonnen haben, wir haben genauso nationale Wettbewerbe gewonnen und gelten als Schrittmacher in Österreich auf dem Gebiet Qualität. 

Wir haben genauso, dass das systematisch entwickelt wird, eine Qualitätsstrategie entwickelt. Das erste Mal war sie bereits 1998 und ist jetzt nach fünf Jahren fortgeschrieben worden, partizipativ erarbeitet mit den Mitarbeitern, sodass wir letztendlich sagen können, nicht nur einzeln, sondern insgesamt koordiniert versuchen wir, einen Schritt in die Zukunft zu gehen. D.h., und ich darf vielleicht nur ein Beispiel noch nennen, mir ist - das ist wirklich Zufall - ein Qualitätsbericht gerade vom Geriatriezentrum am Wienerwald in die Hände gekommen, das ist vom Jahr 2003 bereits, wo sie nach dem EFQM-Modell, also nach dem systematischen Qualitätsverbesserungsmodell vorgehen, wo ich sagen muss, bitte Hut ab vor den Mitarbeitern.

Noch zu Ihrer konkreten Frage, Frau Abgeordnete: Konkret bitte, die Maßnahmen der Qualitätssicherung sollen primär vor Ort entstehen. Ob die Maßnahmen stattfinden oder nicht, das wird zweifellos auch einer Revision zu unterziehen ist, aber ist primär eine Sache eines Organisationsentwicklungsprozesses. 

GRin Korosec: ... dass Sie, was jetzt tatsächlich ist, es kommen ja, jedes Jahr kriegen wir ja große Jubelmeldungen über den KAV. Jetzt möchte ich nur einmal fragen, wieweit gibt es auch ein Berichtswesen, mit dem Sie Informationen über Krisenherde, über Problemstationen, Überforderungssymptome des Personals z.B. Fluktuation, Krankenstände erhalten. Gibt es so ein Berichtswesen? Ist das etabliert?

Generaldirektor Dr. Hauke: Wir hatten lange Zeit diese Probleme, das auch zentral zu erfassen. Wir sind darauf gekommen vor etwa vier Jahren und haben jetzt, auf EDV-mäßige Unterstützung natürlich angewiesen, hier eine zentrale Möglichkeit, hier auf vieles, ich denke nur an das Thema Fehlzeiten z.B., Personalstände etc. zuzugreifen. Es ist eine technologisch hoch stehende Entwicklung, die in den letzten drei Jahren bei uns implementiert worden. Das Projekt ist abgeschlossen, soweit ich jetzt im Kopf habe, ich glaube, im März dieses Jahres, sodass wir hier über viele Bereiche, die vorher verschlossen geblieben sind, hier zentral jederzeit Zugriff haben. Allerdings, bitte, muss ich dazu sagen, dass dieses so genannte Data Warehouse beinhaltet nicht und da haben Sie vollkommen Recht, dass wir hier über Krisen informiert werden. Hier darf ich auf andere Berichtswege verweisen. Wir haben einerseits natürlich die Informationspflicht uns gegenüber über besondere Vorfälle und ich habe ein Handy und werde über solche Vorfälle laufend, d.h. genauso mitten in der Nacht bitte oder zum Wochenende oder sogar auf Urlaub informiert und habe dann die Möglichkeit und hier gibt es genaues Krisenszenario, eine genaue Festlegung, was in welchem Fall zu passieren hat, sodass die jeweils Entscheidenden nicht nur die Information haben, sondern auch zeitnahe Entscheidungen treffen können. So bin ich gestern z.B. am Abend erst angerufen worden, wie es einen Vorfall, wo ein Brand also aufgetreten ist und ich wurde informiert, sodass ich einerseits nicht nur die Information habe, sondern auch für den Fall, dass es notwendig ist, entsprechend entweder vor Ort fahren kann. Das war der Fall z.B., als ich einmal um 5.00 in der Früh aufgeweckt wurde, als es in der Zentralwäscherei gebrannt hat. Es war ein größerer Brand. Ich habe mich sofort ins Auto gesetzt und bin hingefahren, um auch vor Ort das in Augenschein zu nehmen. Aber bin nicht nur ich, bitte, da ist genauso der jeweilige Teilunternehmungsdirektor, der informiert wird und die anderen Verantwortlichen, inklusive natürlich unserer Pressedamen, dass wir auch medial entsprechend reagieren können. 

Nichtsdestotrotz bitte, ich habe erkannt natürlich, dass wir auch hier noch Verbesserungsbedarf haben und ich bemühe mich, obwohl ich sicher nicht mehr der Jüngste bin, hier ein Lernender zu bleiben, ein Lernender in der Hinsicht, dass wir sowohl in Bezug auf Beschwerden ein ganz niederschwelliges, sehr sensibles Frühwarnsystem etablieren, das ist in Auftrag gegeben worden im letzten Herbst und es wird soeben pilotiert in einer Anstalt und soll flächendeckend innerhalb der nächsten Monate eingesetzt sein, sodass hier mit noch mehr Sensibilität auf alles Besondere reagiert werden kann.

GRin Korosec: Herr Generaldirektor, Sie treten zurecht für eine Fehlerkultur ein und dass man aus den Fehlern natürlich auch lernen soll. Wie stellen Sie das aber sicher, dass entsprechende qualitätssichernde Maßnahmen gesetzt werden, wenn aus Fehlern nicht gelernt wird, d.h. konkret, wie wird dieses Fehlermanagementsystem geführt und wie wird es vor allem dokumentiert?

Generaldirektor Dr. Hauke: Mit dem Umgang mit Fehlern und das ist, glaube ich, ein ganz wichtiges Thema, dass wir hier versuchen, neue Wege zu gehen, wird es ein so genanntes ..., ich will jetzt nicht im Detail eingehen, wird es ein entsprechendes Berichtswesen geben, sodass nicht nur die Dokumentation also deutlicher erweitert wird, sondern auch - wie mit dieser Dokumentation - letztendlich bei den Beteiligten Lernprozesse ausgelöst werden. Hier gibt es ein sehr schönes Beispiel, das ich in der Schweiz kennen gelernt habe, wo praktisch alle Fehler und nicht nur die aufgetretenen Fehler, sondern auch die beinahe Fehler dokumentiert werden und anonymisiert allen interessierten Beteiligten zur Verfügung gestellt werden, dass sie erkennen, wo Beinahefehler oder Fehler aufgetreten sind und dass in ihrem eigenen Arbeitsumfeld diese Fehler nicht auftreten. Das ist nicht im Gesundheitswesen entwickelt worden. Das ist von der Flugsicherung im Flugverkehrswesen entwickelt worden. Und hier adaptiert worden auf die Medizin. Ich habe hier Kontakt sowohl mit der ärztlichen Zentralstelle für Qualitätssicherung in Köln, mit Prof. Ollenschläger und Dr. Tomatschek und auf der anderen Seite mit Prof. Korinarau, die sich darüber angenommen haben, und wir versuchen, hier gleichzuziehen. D.h., hier ist sowohl das Informationssystem wichtig, dass die Vorgesetzten, wo eben diese Fehler oder Beinahefehler aufgetreten sind und auf der anderen Seite wie kann ich dafür sorgen, dass hier flächendeckend Lernprozesse ausgelöst werden. Ich glaube, dass wir hier in der internationalen Entwicklung sehr weit voran sind.

GRin Korosec: Herr Generaldirektor, d.h. wir sind uns einig, es hat bisher diesbezüglich kein Berichtswesen gegeben, aber es ist jetzt alles in Auftrag und geplant, dass es in Zukunft gerade so Schwachstellenberichte in jeder Form gibt, wo man eben tatsächlich dann auf Grund der Berichte Maßnahmen setzen kann und dass auf Grund der Berichte das weitergegeben wird an die jeweils Betroffenen bzw. z.B. auch an die Frau Stadträtin, dass eben dementsprechenden Maßnahmen gesetzt werden.

Generaldirektor Dr. Hauke: Ich darf ein Missverständnis aufklären, es stimmt nicht bitte, dass es kein Berichtswesen gegeben hat. (Zwischenruf) Schwachstellenberichte, ich habe vorher versucht, bereits zu erläutern, dass alle bemerkenswerten Vorfälle gemeldet werden. Ich habe versucht, es plakativ zu schildern, mit Informationen, wie sie Nacht und Wochenende, wo wir sofort nicht nur informiert sind, sondern reagieren können. Es wird natürlich bitte unmittelbar sowohl die Stadträtin genauso wie ihre Pressedamen, wie meine Pressedamen informiert. Nur versuchen wir noch mehr, noch besser es zu machen, indem wir durch diese Schwachstellen, die auftreten, bereits für die Mitarbeiter und zwar nicht nur dort, wo die Schwachstelle aufgetreten ist, sondern flächendeckend einen Lernprozess auszulösen.

Es hat ein solches Berichtswesen gegeben, nur unterliegt das einer Entwicklung. Und bei der Verbesserung sind wir, glaube ich, sehr weit voran. 

GRin Korosec: Herr Generaldirektor, gibt es dokumentierte Zielprogramme, die zwischen der Stadträtin, der Magistratsdirektion und eben der Generaldirektion erarbeitet werden?

Generaldirektor Dr. Hauke: Natürlich gibt es Zielprogramme. Es gibt Zielprogramme sowohl inhaltlicher Art, es gibt Zielprogramme finanzieller und personeller Art. Das ergibt sich natürlich aus den Rahmenbedingungen, die wir haben. Wir haben permanente Planungsaufgaben zu erfüllen. Wir können nicht einmal eine Planung machen und dann sagen, die nächsten fünf Jahre bleibt der stehen. Das Entscheidende ist, glaube ich, dass wir hier auf die neuen Situationen entsprechend einer florierenden Planung rasch reagieren. Es gibt diese Planungen und diesen Planungen werden permanent fortgeschrieben.

GRin Korosec: Herr Generaldirektor, letzte Frage. Wie sieht Ihr Zielprogramm für den geriatrischen Bereich hinsichtlich der Struktur Mindeststandards innerhalb der nächsten drei Jahre aus?

Generaldirektor Dr. Hauke: Sie wissen, dass bereits Grundlagen für eine Planung im Jahr 2001 erarbeitet wurden. Im Jahr 2002 ist die folgende Anderson-Studie, an der wir teilgehabt haben und ist derzeit ein Geriatrieplan 2004 zusammen mit der Bereichsleitung für Gesundheitsplanung in Ausarbeitung, wo diese Strukturen definiert werden. Wie Sie wissen, ist eine neue Situation seit 1.1.2004 aufgetreten, dass nämlich der Sozialbereich auch zu meiner Stadträtin resultiert und hier versuchen wir, zusammen mit den anderen Beteiligten, ich denke dabei an den Herrn Peter Hacker und Herrn Dr. Hannes Schmidl, hier versuchen wir zusammen, dieses Geriatriekonzept auf Grund der neuen strukturellen Voraussetzungen entsprechend anzupassen. Die Arbeiten am Geriatrieplan 2004 sind bereits aufgenommen und werden den entsprechenden politischen Organen per Fertigstellung vorgelegt werden.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau GRin Korosec. Herr Zeuge, habe ich Sie richtig verstanden, dass Sie zwei Folder zu den Akten legen wollen? (Zwischenruf) Lassen Sie sie jetzt dort. Aber dann halte ich nur für das Protokoll fest, dass Sie zwei Folder betreffend Qualitätssicherung zu den Akten geben.

Bitte, Herr Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Herr Generaldirektor, Sie haben gesagt, Sie sind bestrebt zu lernen. Ich glaube Ihnen das wirklich. Ich möchte zurückkehren zum Anlassfall und Sie fragen, was sind Ihrer Meinung nach die Lehren aus den Pflegemängeln im Pavillon I?

Generaldirektor Dr. Hauke: Die Lehren sind für mich vielfältig. Sie können sich vorstellen, als hier das offenkundig wurde und hier medial und politisch heftige Diskussion gekommen ist, dass ich persönlich sehr betroffen war. Sehr betroffen aus mehrfachem Grund. Einerseits und ich kenne ja dieses, wie ich vorher erläutert habe, nun seit über 33 Jahren, das Wiener Gesundheitswesen, weil ich überzeugt bin und mich auch immer wieder in diesen über drei Jahrzehnten überzeugen konnte, dass wir ein hervorragendes Gesundheitswesen in Wien anbieten. Und mehr und Besseres auch in der Qualität anbieten als es in vielen anderen Bundesländern insgesamt der Fall ist. Die Betroffenheit ging aber noch weiter, weil letztendlich etwas auftritt, was mich schmerzt, nämlich, dass das Vertrauen der Bevölkerung in unsere Gesundheitseinrichtungen durch diese Berichterstattung und durch diese Diskussion darunter leidet. Und zwar über die Maßen leidet, nämlich dass hier ein anderes Bild in der Öffentlichkeit entsteht, als es gerecht wäre. Und es ist nun meine Aufgabe, es liegen ja schon die ersten Berichte von Externen vor, ich denke nur an den Bericht der Magistratsdirektion, Sie wissen, es kommen Berichte des Kontrollamtes, es werden weitere Berichte noch kommen, es wird ein Bericht der Kommission kommen, und ich werde versuchen, aus dieser Defensivsituation wieder herauszukommen und der Bevölkerung jenes Bild zu geben durch eine deutlich erhöhte Transparenz und was dem Wiener Gesundheitswesen zukommt, dass wir nämlich hervorragende Leistungen anbieten. Allerdings, und das gebe ich zu und das, fürchte ich, werden wir nie vermeiden können, dass Fehler passieren.

Und noch etwas ist passiert. Und ich habe erst unlängst mit Herrn Dr. Vogt, mit dem ich ja regelmäßig Kontakt habe, besprochen, dass natürlich die Bereitschaft von jungen Menschen oder generell von Bewerbern in der Geriatrie zu arbeiten oder entsprechende Ausbildung zu bekommen, geringer geworden ist. Weil Menschen sagen, warum soll ich mir das antun, entweder in dem Bereich oder woanders, wo sie nicht im Spiegelbild der Öffentlichkeit dann immer kritisiert werden und über die Maßen kritisiert werden. Und so hat sich eine Spirale zu entwickeln begonnen, die also uns zweifellos zu Schaden kommt, weil es noch schwieriger ist, Bewerber und Auszubildende zu finden, wenn hier das Bild in der Öffentlichkeit so negativ ist, d.h. unsere Aufgabe muss hier sein, hier maßgeblich dazu beizutragen, raschestmöglich wieder jenes Licht also auf uns richten zu lassen, das uns gerechtfertigt ist. Zu den konkreten Maßnahmen.

GR Dr. Serles: Was ich wirklich nicht verstehe ist, warum Sie jemandem, der, nämlich der Pflegedirektorin Keihsler, die in Lainz offensichtlich bereits einmal versagt hat, jemandem hier noch einmal vertrauen. Kennen Sie, Herr Generaldirektor, das Memorandum der Mitarbeiter von Lainz, das dem Herrn Bürgermeister überreicht worden ist? Das ist überschrieben mit Memorandum der Interessensgemeinschaft der Bediensten des GZW. 

Generaldirektor Dr. Hauke: Ja, ich kenne es.

GR Dr. Serles: Und kennen Sie, Herr Generaldirektor, die Vorwürfe, die in diesem Memorandum betreffend die Frau Pflegedirektorin Keihsler erhoben werden?

Generaldirektor Dr. Hauke: Ja.

GR Dr. Serles: Und wissen Sie daher auch, dass hier in diesem Memorandum davon geschrieben wird, dass der Grund, dass der angebliche Grund für die Versetzung der Frau Keihsler von Lainz nach St. Andrä nicht eine Krankheit gewesen sein soll, sondern ein Pantscherl mit dem Vorsitzenden des Dienststellenausschusses, das offensichtlich dazu geführt hat, dass das Vertrauen der Mitarbeiter in die Führung des Hauses völlig dadurch untergraben worden ist, dass die Frau Keihsler und der Vorsitzende des Dienststellenausschusses Informationen, die ihnen teilweise unter dem Siegel der Verschwiegenheit anvertraut wurden, einfach untereinander weitergegeben haben. Wissen Sie von diesen Vorwürfen?

Generaldirektor Dr. Hauke: Diese Vorwürfe existieren. Sie gestatten jedoch, Herr Dr. Serles, ich kann mich nicht um das Privatleben von 30 000 Mitarbeitern kümmern. Ich kann auch den Wahrheitsgehalt also hier nicht überprüfen, aber das ist zweifellos ein Grund für die stattgefundenen und noch stattzufindenden Mitarbeiterorientierungsgespräche, die auch mit Frau Keihsler von der Teilunternehmensdirektion 1 geführt werden, um hier einerseits Klarheit zu schaffen und solche Verhältnisse, wie wir sie für solche wichtigen Führungskräfte brauchen. 

GR Dr. Serles: Herr Generaldirektor, ich verstehe auch das. Ich verstehe hier, dass Sie sich hier wirklich nicht um das Privatleben der Frau Keihsler kümmern können. Ich frage mich nur, wenn Sie diese Vorwürfe kennen und wenn Sie ihren Wahrheitsgehalt nicht beurteilen können, warum geben Sie einer Frau, die, jetzt nehme ich noch einmal die Mitarbeiterzufriedenheitsstudie aus dem Jahr 2002 zur Hand, die wirklich für die Frau Keihsler katastrophal war, warum geben Sie der Frau Keihsler dort noch einmal so einen Vertrauensvorschuss. Ich darf daraus zitieren, aus den Freitexten, aber Sie kennen sie. Da wurde davon geschrieben, dass die Führung des Hauses eine mittlere Katastrophe ist, dass Patientenorientierung und Patientenzufriedenheit für die Führung des Hauses nur Schlagworte für schöne Reden seien, dass Mitarbeiter Repressalien und willkürlichen Entscheidungen ausgesetzt sind, dass die Führung nicht erkannt hat, dass nur motivierte Mitarbeiter mit ihren Aufgaben tatsächlich gut fertig werden usw. und so fort. Ich könnte die Aufzählung noch beliebig lang fortsetzen, tu´ das nicht. Warum, Herr Generaldirektor, geben Sie der Frau Keihsler dort so einen Vertrauensvorschuss, nach all diesen Dingen?

Generaldirektor Dr. Hauke: Wir haben natürlich analysiert auch die Freitexte und die Analyse hat also für mich ergeben, dass hier nicht eine Person gemeint ist, sondern dass hier insgesamt in der Struktur sich Unzufriedenheit sehr deutlich bemerkbar gemacht hat und wir sind dabei, hier die entsprechenden Verbesserungen einzuleiten. Ganz konkret also wird es im Rahmen des neuen Heimgesetzes hier sicher auch zu Strukturveränderungen im Geriatriezentrum Am Wienerwald kommen. Wie Sie wissen und wie die vielseitigen Empfehlungen sind, die genauen internen Überlegungen entsprechen, dass wir hier stärker teilen müssen, was ist eigentlich Krankenversorgungsbereich. Wir prüfen derzeit, ob hier die Errichtung von Sonderkrankenanstalten oder von affilierten Krankenanstalten und Schwerpunkthäusern, was hier vorteilhafter ist. Da gibt es viele Konsequenzen, auch struktureller, personeller Art, sind damit verbunden. Es wird hier also strukturelle Veränderungen zweifellos im Geriatriezentrum Am Wienerwald geben müssen, um hier die Zufriedenheit zu erhöhen. Ganz konkret und das waren meine Gespräche mit Herrn Dr. Kaspar, der der unmittelbare Vorgesetze also von der Frau Keihsler ist. Wir hatten hier Gespräche mit ihr geführt und die Ergebnisse dieser Gespräche werden dann das Vertrauen entweder verlängert zeigen oder wenn hier ein Misstrauen herrschen sollte, dann wird man darüber sprechen müssen, welche Veränderungen. Aber ich glaube, dass hier die interne Personalarbeit, die wir versuchen, mit den Mitarbeitern, mit den Führungskräften umzugehen, nicht nur auf Grund von Einzelbemerkungen, die von Außenstehenden sind, die ja letztendlich anonym sind, sondern dass das die wirkliche Führungsarbeit ist. Und dieser Führungsarbeit kommen sowohl Dr. Kaspar als auch ich – hoffe ich – voll nach.

GR Dr. Serles: Herr Generaldirektor, ich habe Sie eingangs gefragt, was Ihre Lehren aus den Pflegemängeln im Pavillon I sind. Ich möchte Sie jetzt fragen, wer trägt dafür die Verantwortung?

Generaldirektor Dr. Hauke: Schauen Sie, wenn wir von Lehren sprechen, so müssen wir von Fehlern sprechen und ich habe ein bisschen bereits versucht also anzudeuten, in unterschiedlichen Beantwortungen, das fangt an, dass die offensichtliche Erwartungshaltung, was an Betreuung für alte Menschen jetzt erforderlich ist, heutzutage, was war früher, hier sind die Erwartungen und die Bedürfnisse deutlich gestiegen. Hier wird es also eine Diskussion, auch eine politische Diskussion geben müssen. Was halten wir für adäquat? Was wollen wir anbieten? Und das habe ich versucht bereits, so abzudecken. Ich habe versucht, das auch bereits zu sagen, dass wir intensiveren unser Frühwarnsystem im Bezug auf Beschwerden und Krisen. Es gab wohl ein Berichtswesen. Hier versuchen wir zu systematisieren und möglichst niedrigschwellig zu gestalten und dass wir hier mehr Sensibilität und Sensivität noch entfalten können. Dort wo, also, glaube ich, die besonderen Probleme gelegen sind, war insbesondere, dass man nicht ausreichend Wert auf die Aufsicht gelegt hat, also dass die Führungskräfte und das fangt an von der Stationsschwester über Oberschwester, Pflegedirektorin, nicht ausreichend wahrgenommen worden ist, obwohl sie in Stellenbeschreibungen und Dienstvorschriften, Gesetzen usw. entsprechend drinnen steht. Darum habe ich ja auch gebeten, dass wir ein eigenes permanentes, periodisches Kontrollberichtswesen errichten, sodass wir praktisch flächendeckende Übersicht haben und auch die Mitarbeiter erinnern daran, dass hier eine Aufsichtspflicht besteht und sie das in entsprechenden Zeitabständen schriftlich bestätigen müssen. So haben wir einerseits Information und anderseits ist die Erinnerung, glaube ich, ganz wichtig für die Mitarbeiter, dass sie nicht nur einmal ihre Vorschriften gelesen haben, die mit der Zeit in Vergessenheit geraden, auf der anderen Seite aber auch hier entsprechend erinnert werden, eben dadurch, dass wir hier das einerseits vor Ort bestätigen lassen und das wird bis hin über die Teilunternehmensdirektion zu mir berichtet, sodass wir auch den Überblick haben, ob und wo besondere Vorkommnisse stattgefunden haben und ob hier möglichst zeitnahe natürlich dann von uns reagiert werden kann oder muss.

GR Dr. Serles: Wenn wir jetzt von Verantwortung sprechen, dann wissen wir, es gibt natürlich unterschiedliche Kriterien dafür. Es gibt moralische Verantwortung. Es gibt die Verantwortung desjenigen, der für das Wiener Gesundheitswesen verantwortlich ist. Es gibt politische Verantwortung. Es gibt strafrechtliche Verantwortung. Es gibt auch disziplinäre Verantwortung. Die Frau Stadträtin hat zu Beginn der Diskussion in dieser Untersuchungskommission öffentlich gemeint, es muss disziplinäre Maßnahmen geben, es darf nicht am kleinsten Rädchen, der Stationsschwester, hängen bleiben. Können Sie uns darüber berichten, welche disziplinären Maßnahmen es bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt gegeben hat und gibt?

Generaldirektor Dr. Hauke: Ich habe mir gestern den letzten Stand geben lassen. Es sind derzeit sechs Disziplinarverfahren unterschiedlicher Hierarchiestufen also eingeleitet, die von der MA 2 durchgeführt werden. Ergebnisse liegen noch keine vor. 

GR Dr. Serles: Können Sie uns sagen, gegen wen diesem Disziplinarverfahren eingeleitet worden sind. 

Generaldirektor Dr. Hauke: Es sind die unterschiedlichen Hierarchiestufen, die Namen möchte ich nicht nennen. Ich glaube, hier gibt es einen gewissen Schutzbedarf von den Mitarbeitern. Es kann ja auch sein, dass diese Disziplinarverfahren mit einem Freispruch enden. Und ich möchte niemanden beschädigen. Ich darf Ihnen nur sagen, es ist nicht nur gegen Schwestern aus dem Radldienst, sondern es geht über mehrere Hierarchieebenen im Geriatriezentrum, sodass hier, glaube ich, wir versuchen ausgewogen und nach sorgfältiger Prüfung und ich glaube, hier sollte man nicht also aus der Hüfte schießen, sondern eben nach sorgfältiger Prüfung jetzt abwarten, wie diese sechs Disziplinarverfahren also ausgehen.

GR Dr. Serles: Also, ich kann das Schutzbedürfnis, von dem Sie gesprochen haben, zwar grundsätzlich erkennen, aber es auch sozusagen ein Informationsbedürfnis der Kommission, ein Informationsbedürfnis der Öffentlichkeit gegenüber. Es gibt auch, ich brauche Ihnen das nicht zu sagen, Sie wissen das, Ihre Pflicht, auf Fragen der Untersuchungskommission zu antworten. Können Sie uns die Namen nennen der Personen, gegen die zurzeit ein Disziplinarverfahren eingeleitet worden ist?

Generaldirektor Dr. Hauke: Herr Vorsitzender, darf ich Sie um Ihre Unterstützung bitten. Meinem persönlichen Wissensstand entspricht, dass hier ein Datenschutz vorliegt und ich bin gerne bereit über die Hierarchiestufen zu reden, möchte aber die Namen nicht nennen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Zeuge, wenn Sie da einen Einwand haben, so werden wir innerhalb der Kommission eine Beratung haben, ob die Öffentlichkeit ausgeschlossen wird und wir werden dann neuerlich über dieses Thema sprechen können. Herr Dr. Serles, d.h. wir unterbrechen jetzt die Sitzung bis 11.40 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung von 11.35 Uhr bis 11.43 Uhr.)

Vorsitzender Dr. Körber: Um 11.43 Uhr wird die Sitzung fortgesetzt. Nach Umfrage wird einstimmig der Beschluss auf Anordnung der Vertraulichkeit gemäß § 59d Abs. 3 der Stadtverfassung gefasst. Die noch anwesenden Zuhörer werden ersucht, den Saal zu verlassen. (Zwischenruf) Ja. (Zwischenruf) Ja, eigentlich, wir haben ja bitte auch gemeint, dass die sachkundigen Personen von der Vertraulichkeit betroffen sind. 

(Nichtöffentliche Sitzung)

 Vorsitzender Dr. Körber: Darf ich bitten, Platz zu nehmen. Wir setzen die Sitzung fort. Um 12.17 Uhr wird die öffentliche Sitzung wieder aufgenommen. Festgestellt wird, dass die Kommissionsmitglieder von Seiten der ÖVP-Fraktion und der FPÖ-Fraktion nicht anwesend sind.

Herr Gemeinderat, bitte. 

GR Dr. Mayer: Herr Vorsitzender! Ich ersuche um Klärung, wieweit es möglich ist, in der Wiener Stadtverfassung die Anwesenheit der Gemeinderäte und Landtagsabgeordneten bei Sitzungen vorgeschrieben ist, dass das keine freiwillige Sache ist, wieweit es rechtens ist, dass Mitglieder einer Kommission diese verlassen können. Laut Stadtverfassung muss ich bei der Gemeinderatssitzung anwesend sein, außer ich bin entschuldigt, das ist so, ein triftiger Entschuldigungsgrund muss vorliegen.

Ich sehe hier keinen triftigen Entschuldigungsgrund, warum die Kolleginnen und Kollegen gegangen sind. Ich ersuche um Klärung, ob das rechtens ist.

Vorsitzender Dr. Körber: In der Stadtverfassung ist betreffend die Untersuchungskommission eine Anwesenheitspflicht nicht ausdrücklich erwähnt und ich sehe daher keinen Hinderungsgrund, die Kommissionssitzung fortzusetzen, da ja die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist.

GR Dr. Mayer: Das sehe ich auch so, aber grundsätzlich, ob sie nicht auch anwesend sein müssen.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Deutsch. Bitte? – Ja, ja, wenn Sie Fragen an den Zeugen jetzt haben.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Herr Generaldirektor! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte auch zu Beginn der Befragung meinem Befremden Ausdruck geben, dass die Vertreter der ÖVP und der FPÖ die Sitzung verlassen haben, wo es doch um ein sehr wesentliches Thema geht und wir ja vorher auch nicht in der Sache entschieden haben, sondern ausschließlich einen Vorgang rechtlich prüfen lassen wollen.

Ich komme aber schon zur Frage. Herr Generaldirektor, zentrales Thema dieser Untersuchungskommission, Sie sind selbst auch heute bereits darauf eingegangen, ist ja immer wieder der Mangel an Pflegepersonal oder, wie Sie gemeint haben, der Mangel an Bewerbern und nun wird von Seiten der Politik alles Erdenkliche unternommen, Interessenten zu finden bzw. auch den Beruf noch attraktiver zu machen und der Generaldirektion, Sie haben das auch erwähnt, eben die Geschäfts- und Betriebsführung der Unternehmung obliegt, auf Ihrer Homepage haben Sie auch den Satz "Die Implementierung und Vollziehung dieser Vorgaben obliegen der Generaldirektion".

Und nun gab es gestern einen Medienbericht, den Sie eingangs auch bereits erwähnt haben, wo von einer so genannten bewusst verursachten Personalkrise die Rede war, die ich hinterfragen möchte, nachdem sich dieser Bericht eigentlich auf Zahlen auch von Ihrer Homepage beruft. Ich zitiere: "Für den Lehrgang 2002/2005 haben sich 1430 Personen an den Schulen für Gesundheit und Krankenpflege beworben, mit der Ausbildung begonnen haben 649 Personen." Das heißt, mehr als die Hälfte von den Interessierten hat eigentlich nicht mit einer Ausbildung begonnen. Und nun mag es schon so sein, wie Sie gemeint haben, dass so wie bei jedem anderem Beruf nicht jeder automatisch auch für den Pflegeberuf geeignet ist oder möglicherweise bei der Bewerbung auch andere Vorstellungen gehabt hat als wie sich im Anschluss im Gespräch herausgestellt hat.

Eine Ablehnungsquote - und die möchte ich jetzt hinterfragen - von 50 Prozent erscheint mir aber dennoch außerordentlich hoch, die dann zusätzlich auch noch den Effekt hat, dass die vorhandenen Ausbildungsplätze nicht zur Gänze belegt werden konnten und daher den ersten Fragenkomplex mit der Bitte um Beantwortung: Liegt hier die Latte möglicherweise zu hoch? Wie sind diese Auswahlverfahren angelegt, welche Aufnahmekriterien gibt es für die Schulabgänger? Sie haben darauf hingewiesen, dass früher das Problem war, dass frühzeitig Personen aus dem Beruf wieder ausgeschieden sind. Durch Tests dürfte dieses Problem nicht gelöst worden sein, weil wir auch hier in der Untersuchungskommission immer mit einer durchschnittlichen Verweildauer von vier bis sechs Jahren konfrontiert sind. Das heißt, noch einmal: Was sind die Voraussetzungen, wie schauen diese Tests aus oder gib es einfach zu wenig Motivation, die Interessierten auch für die Anstellung zu begeistern?

GenDior Dr. Hauke: Sie haben ein sehr komplexes Thema angeschnitten und ich werde versuchen, das systematisch aufzuarbeiten. Einerseits: Es war so, dass wir im Jahre 2003 1151 Bewerbungen für den ersten Bildungsweg hatten, und zwar für die dreijährige Fachausbildung, und 694 Ausbildungsplätze für das 1. Ausbildungsjahr. Das sind die korrekten Zahlen, die mir vorliegen.

Wie sieht es nun aus, was sind die Aufnahmekriterien für Schulen, das ist ja vorgesehen im Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, § 55. Ich darf ganz kurz nur zitieren: Körperliche und geistige Eignung, Vertrauenswürdigkeit, Absolvieren von 10 Schulstufen und ein Auswahlverfahren und dieses Auswahlverfahren besteht aus drei wesentlichen Elementen: Das eine ist ein Eignungstest, wo Logik, Intelligenz, Wortschatz und die bisherigen Noten einfließen. Das Zweite ist die Beurteilung der Persönlichkeit auf Grund eines Tests. Da geht es um Motivation, Satzergänzungen, es geht um soziale Kommunikation, um kommunikative Fähigkeiten und weiters ein Gespräch.

Ich habe das Testheft natürlich mir besorgt, ob hier das Niveau zu hoch gelegt ist. Ich habe es gestern am Abend noch ausführlich studiert. Ich muss sagen, wenn diesen Test jemand nicht besteht, dann würde ich Zweifel haben, noch dazu, wenn wir das im Kontext sehen noch mit Persönlichkeit, mit dem Gespräch, dass dann diese Menschen, die das nicht bestehen, los gelassen werden sollen auf unsere Patienten.

Ich glaube, wir müssen sehr wohl hier sorgsam auswählen. Denken Sie nur daran, ich habe es heute in der Früh ganz kurz erwähnt: Frühe Ausfallsquote 30 Prozent, bitte. Wir haben dann ein Drittel bitte nicht in den Schulen gehabt und die Plätze waren leer. Das Niveau ist, glaube ich, durchaus adäquat. Es ist nicht hochgestochen, nur, und da komme ich jetzt dazu, es geht ja nicht nur um den Eignungstest, sondern es geht weiters hier darum, dass natürlich die Schüler sich an mehreren Schulen bewerben, nicht nur an einer Schule, sondern von mir aus im AKH, im Kaiser-Franz-Josef-Spital, in Lainz etc., und dann natürlich nur bei einer Schule anfangen. Denn ich denke, wenn ich die Priorität durchführe, vielleicht komme ich woanders dran.

Des Weiteren gibt es natürlich also, der Test findet natürlich nicht unmittelbar vor Schulbeginn, sondern deutlich früher statt, weil inzwischen sich die Menschen anders überlegen, dass sie einen anderen Beruf ergreifen; und da hat sich jetzt etwas gezeigt, das war sehr spannend, während in den letzten Jahren, wo die Arbeitslosigkeit im Wiener Raum nicht so groß war, dass hier ein anderes Verhalten der Schüler, welche kommen dann wirklich nach Bestehen des Tests, als es jetzt der Fall ist. Jetzt drängt man wieder mehr, jetzt sind die, die wirklich anfangen, nachdem sie den Test bestanden haben, größer als vorher. Dabei sind wir ja noch vorsichtig, wir nehmen einerseits in eine Warteliste noch zusätzlich auf, sodass, wenn jemand ausfällt und nicht die Schule antritt am ersten Tag, dann nehmen wir sofort den Nächsten von der Warteliste, um nur ja zu füllen. Es gibt nur auch wieder einige, trotz Bestehen des Tests, trotzdem sie am ersten Tag da sind, die nach ein paar Tagen oder nach ein paar Wochen erkennen, eigentlich ist das doch nicht der Beruf meiner Wahl, das taugt mir nicht und verlassen dann die Schule. Das ist Gott sei Dank gering.

Wir versuchen jedoch mit all dem, was möglich ist, und ich glaube, hier legen wir besonderen Wert darauf, weil wir schneiden uns ja sonst ins eigene Fleisch, wenn wir nicht ausreichend füllen können die Plätze, erschweren wir unseren Mitarbeitern die Arbeit. Es sind die Dienstposten da, es ist das Geld da, es spricht nichts dagegen. Wir bemühen uns darum, nur werden wir diese Diskrepanz, einerseits die Bewerberzahl, die dann zum Teil ausgesiebt wird, wer kommt wirklich, da müssen wir so sorgfältig wie bisher, vielleicht noch mehr versuchen, sensibel umzugehen.

Das nächste Thema dabei und das ist, glaube ich, relevant. Wir haben natürlich und das wirkt sich auf die Situation insgesamt bei uns sehr deutlich aus, früher noch mehr Schulen im Umfeld von Wien gehabt und wir hatten vor wenigen Jahren, und zwar schon in meiner Amtszeit vor 1998/99 hatten wir zu viele, die dann die Schule absolviert haben und keinen Arbeitsplatz gefunden haben. Da haben im Umland von Wien einige Schulen zugesperrt und natürlich ist jetzt die große Gefahr gewesen und zum Teil auch eingetreten, dass dann die, die in Wien die Schule gemacht haben, die sie sonst, was weiß ich, im Umfeld, in Niederösterreich gemacht hätten, in Wien machen, aber nachher wieder hinausgehen. Das heißt also, die Aufnahmequote dann nach der Diplomierung, die könnte noch zunehmen. Nur, wir können den Einzelnen nicht zwingen, bei uns zu arbeiten, sondern wir können nur versuchen, zu motivieren und attraktiv zu gestalten.

Sie sehen also, die Problematik ist sehr komplex. Wir haben hier, glaube ich, eine immense Bildungsverpflichtung. Und es ist derzeit so, dass wir von uns Leute verwenden, die Falschen hervorgehen, das ist schon mehrfach auch politisch beantwortet worden, dass etwa 80 Prozent bei uns bleibt und etwa 20 Prozent zu anderen Trägern, Hauskrankenpflege, in die Bundesländer wieder hinaus geht. Und hier, glaube ich, kommen wir einer Verpflichtung nach, dass etwa der Krankenanstaltenverbund, der im Prinzip nur die Aufgabe hat, dass wir den eigenen Bedarf decken, hier weit drüber hinaus deckelt.

Natürlich die Überlegung, die ist mir gestern am Abend auch durch den Kopf gegangen, nun können wir die Schulen erweitern. Hier müssten wir eine politische Diskussion führen, inwieweit der KAV im allgemeinen Bildungsauftrag, der zum Teil über das Bundesland hinausgeht und über unseren eigenen Bedarf hinausgeht. Im Prinzip ist der Leistungsauftrag, den wir bekommen haben, auszubilden grundsätzlich für den eigenen Bereich und natürlich auch, wenn man jetzt die Forderung stellt, wir wollen hier noch mehr in dieser Berufssparte ausbilden, zu kundenorientiert, dann muss man den Leistungsauftrag geben und die entsprechenden finanziellen und personellen, die postenmäßigen Ressourcen dafür.

Auch dazu bitte sind wir bereit, nur müssten wir das in die politische Diskussion einbringen, um hier dann zu einem Konsens zu kommen und die Möglichkeiten dafür schaffen.

Vielleicht noch ein bisschen über unsere Initiativen. Ich meine, ich möchte das Licht meiner vielen Mitarbeiter, über die ich wirklich Freude habe, möchte ich das Licht nicht unter den Scheffel stellen, als sie erkannt haben, dass es uns schlechter geht, dass wir also immer weniger Pflegeplätze bekommen, und da sage ich jetzt eine ganz markante Zahl: Wir haben in den Letzten, das waren über 300, die abgeschlossen haben, haben sich ganze acht nur für den Geriatriebereich gemeldet, nur acht von einer dreistelligen Zahl, über 300, die fertig geworden sind. Es ist ganz einfach bei den jungen Menschen, die vom 16. bis zum 18. Lebensjahr ausgebildet werden, fehlt noch der Bezug zum alten Menschen, und darum haben wir etwas und damit haben wir wirklich Erfolg damit und ich kann Ihnen ganz tolle Zahlen dazu zeigen, nämlich, dass wir gesagt haben, jene, die den zweiten Bildungsweg machen, sei es jetzt also für das Diplom oder sei es jetzt für die Pflegehelferausbildung, die meisten, die im Alter sind, so 30, 40 und ein bisschen drüber, die haben viel mehr Affinität zum alten Menschen, die haben andere Reize, soziale Reize, einen Bezug zum alten Menschen und das haben wir erkannt.

Noch dazu haben unsere Untersuchungen gezeigt, dass die dann viel länger im Berufsleben bleiben, nicht nur, dass die dann nicht mehr Kinder bekommen oder in andere Bundesländer gehen, die sind schon viel sesshafter und bleiben dann deutlich länger im Beruf. Und wir haben jetzt diese Schwerpunkte gelegt. Da haben wir mit 1995 begonnen, da haben wir jetzt schon 120, bilden wir aus für den Pflegehelfer im GZW.

Zusätzlich seit dem Jahre 2002, da ist schon offenkundig geworden, uns fehlen im Geriatriebereich zusätzlich 25 in Klosterneuburg. Ab 2003 zusätzlich, immer noch additiv, 85 zusammen mit AMS etc. Ab 2004, also ab heuer, weitere 100, das ist immer additiv, ist nicht entweder oder, additiv bitte, im GZW, im Donauspital und in der Semmelweis-Klinik ausgebildet werden. Und ab 2005 haben wir weiters noch eine Erweiterung der Ausbildung von weiteren 20 im Zusammenhang mit dem Arbeitsmarktservice. Das heißt, wir legen dort den Schwerpunkt, weil wir dort hoffen, stabilere Verhältnisse und mehr Bewerbungen zu bekommen für den Geriatriebereich, als wenn wir uns nur auf die Jungen stürzen.

Das heißt aber, und hier ist natürlich ganz entscheidend, dass wir sehr wohl Initiativen setzen, auf der anderen Seite aber natürlich wir das, was nicht nur in Wien, sondern in ganz Österreich und in Europa nicht von heute auf morgen uns einfällt. Wir können ganz einfach beim besten Willen hier eine Situation, die europaweit zu beobachten ist, nicht einzigartig lösen. Die Initiativen sind da.

Vielleicht noch etwas dazu zur Ergänzung, weil natürlich die Forderung jetzt auftauchen wird, denn die erkennt man schon, wenn man die heutige "Kronen-Zeitung" liest, ja wir müssen mehr Ausbildungsplätze schaffen. Wir sind auch dazu bereit, nur vergessen wir nicht, durch die unzähligen Initiativen, ich habe jetzt nur die Pflegehelfer hier aufgezählt, nicht die ganzen, zweiter Bildungsweg für Diplomausbildung, für die dreijährige Ausbildung, wir brauchen dann auch entsprechende Lehrkräfte und wir brauchen die entsprechenden Räumlichkeiten. Wir können bitte ja nicht ganz einfach Lehrkräfte aus dem Boden stampfen. Die Ausbildung für eine Lehrkrankenschwester dauert zwei Jahre und ich brauche auch die entsprechenden Lehrer für die Auszubildenden. Das ist nicht von heute auf morgen vermehrbar. Das hat alles Vorlaufzeiten. Wir sind dazu bereit, wenn wir den Auftrag bekommen. Ich will nur sagen, diese Flexibilität, die wir gerne hätten, morgen wissen wir, dass das Allheilmittel, wie wir unsere fehlenden Pflegekräfte bekommen, das gibt es leider nicht.

Ich wollte nur hier ein abgerundetes Bild zeigen und wir sind initiativ, wir versuchen das Bestmögliche zu schaffen, aber wir schaffen es nicht von heute auf morgen.

GR Deutsch: Ich hätte noch eine weitere Frage zu diesem Themenkomplex. Herr Generaldirektor, Sie haben auch erwähnt, dass eine Imagekampagne 2002 auch dazu beigetragen hat, die Bewerberzahlen zu heben. Es handelt sich hier immerhin auch um einen Arbeitsmarkt mit einem enormen Wachstumspotential in diesem Bereich. Was ist daher Ihrer Meinung nach auch Ursache dafür, einige Beispiele haben Sie ja angeführt, für diese hohe Ablehnung an Bewerbern, nämlich also deutlich über 50 Prozent. Hängt dies auch damit zusammen, dass bei den Bewerbungen, so, wie gerüchteweise zu hören war, das Rechnen von Mathematikbeispielen ein Kriterium sein soll oder ob man eine Power-Point-Präsentation erstellen kann oder ist es nicht wesentlicher oder ausschlaggebender und entscheidender bei der Beurteilung, dass jemand aufgenommen wird, der hier auch ein entsprechendes soziales Engagement und eine Begeisterung für den Beruf auch mitbringt und sollten das nicht auch jene Kriterien sein in der Arbeit mit Menschen, die sich eben oft in einer sehr schwierigen Situation befinden. Das heißt, sind das auch Gründe, die zu diesen hohen Ablehnungsquoten führen oder ist das eben, wie bereits gesagt, eher den Gerüchten zuzuordnen? Es wurde aber auch der Notenschnitt als Kriterium hier angeführt, daher auch die konkrete Frage, wie hoch muss der Notenschnitt sein, um diesen Voraussetzungen zu entsprechend bzw. ab welchem Notenschnitt wird hier eine Bewerbung abgelehnt?

GenDior Dr. Hauke: Ich bin froh, dass ich mich dazu äußern kann. Ich habe vor dem Auswahlverfahren von drei Bereichen gesprochen – Eignungstest, Persönlichkeitstest, Gespräch. Beim Eignungstest sind unter anderem neben Intelligenz, Logik, Wortschatz usw. die bisherigen Noten. Es ist nicht so, dass jemand da sehr gut, so wie in Deutschland, Aufnahmekriterien für numerus clausus für ein Studium usw., ist beileibe nicht der Fall. Nur, ich glaube, wir können einen Konsens finden, wenn jemand z.B lauter „Genügend“ nur hat beim Abschluss, also dass es zu seinem Gesamtbild, das seine Persönlichkeit darstellt, ein Indiz ist. Eines unter vielen.

Viel gewichtiger, bitte, ist das Gespräch und der Persönlichkeitstest. Ich habe auch hier, damit hier die Gerüchte nicht überborden, wie schwierig dieser Test ist, ich darf es dann auch dem Protokoll, wie die anderen beiden, dann am Ende der Sitzung beifügen, dass Sie Einsicht nehmen können, Sie werden sehen, dass es wirklich, ich darf es jetzt einmal symbolisch unter Anführungszeichen sagen, um das kleine Einmaleins geht.

Das, was ich zusätzlich dazu noch ergänzen möchte zu Ihrer Frage, was vielleicht in der Zukunft mehr Wert bekommen wird und jetzt nicht so wertgeschätzt wurde – der sichere Arbeitsplatz. Überlegen Sie, was in der Privatwirtschaft in den letzten Jahren und in der Zukunft wahrscheinlich weiterhin passieren wird, dass hier sehr viele Arbeitskräfte ihren Arbeitsplatz verlieren. Im Gesundheitswesen, im Sozialwesen ist die Arbeit doch sicher. Ich glaube, dass diese Wertschätzung dann in einer Zeit, wo die Arbeitslosigkeit steigt, umso größer werden wird und daher auch die Bewerbungen, auch die seriösen, die sich dann wirklich nicht im letzten Augenblick für woandershin entscheiden oder dann nach der Schule ausscheiden, dass die auch dann tatsächlich bleiben werden und diese Wertschätzung dann zunehmen wird.

Zur Offensive. Sie haben die Offensive 2002 erwähnt und wir machen jetzt, und es ist genau noch im Februar sind zwei große Ereignisse, nämlich einerseits die "Medicura", wo wir gerade den Pflegeberuf jungen Menschen, die kommen, klassenweise dann natürlich, vorstellen werden, genauso die Berufsinformationsmesse, die vom 4. bis 7. März 2004 stattfindet. Wir haben eine große Pflegekampagne, die wir machen ab 19.4.2004 im Wiener Rathaus. Ich nehme an, Sie werden auch zu dieser kommen, aber das ist ja nicht alles. Das sind hier ein paar markige Punkte.

Die anderen Sachen, wie die Geriatrietage, die Geriatriefachenquete, die Annoncen, die Situation in den Schulen, die Tage der offenen Tür – eine Vielfalt von Maßnahmen und Instrumente, die einem nur einfallen kann. Und wir fahren bis in die benachbarten Bundesländer hinaus und versuchen in den Schulen dort junge Menschen anzusprechen und zu sagen, „Bitte wäre die Pflege nicht für euch ein schöner sozialer Beruf mit viel Feedback und sehr viel Zufriedenheit, wenn auch schwierig.“

Also, ich glaube, dass wir von unserer Warte aus sehr viel tun. Aber ich sage nochmals: Um die Geriatrieprobleme zu lösen, wäre es falsch, nur auf die Jungen zu setzen. Hier müssten wir speziell über jene, die vielleicht ihren Arbeitsplatz verloren haben, und wie wir auch, nur ein einziger anderer Träger macht das bitte, wir beschäftigen als Abteilungshelfer im Rahmen des Arbeitsmarktservice Menschen, die ihren Arbeitsplatz verloren haben, bezahlen ihnen den vollen Lohn und bilden sie zusätzlich aus. Das heißt, ich würde sagen, eine vorbildliche Sozialleistung der Stadt Wien, die hier stattfindet und gerade bei jenen, die vermutlich dann in den Geriatriebereich kommen und auch bleiben, bis sie in Pension gehen. Und dort, ich habe die Zahlen vorher genannt, ich glaube, das ist beträchtlich.

Ich darf vielleicht noch ganz kurz ergänzen und sagen, wie rasch sich Situationen verändern. Als ich 1998 begonnen habe meine jetzige Funktion auszuüben, da war die Situation genau umgekehrt, da hatten wir zu viel. Und da kam von vielen, sowohl Partei, Gewerkschaft etc. die Forderung, wir müssen alle beschäftigen. Die haben wir zum Teil über den Stand aufgenommen und ich bin so weit gegangen, dass ich im Rahmen des Netzwerkes einer internationalen Arbeit, dass Schweizer hier Veranstaltungen gemacht haben und die Pflegekräfte in die Schweiz aufgenommen haben, zum Teil befristet, zum Teil sind sie heute noch dort tätig, nur um dort ja einen Arbeitsplatz zu finden und so rasch hat sich das Blatt wieder gewendet.

Sie sehen also, wir versuchen jeweils, sei es, wenn wir zu viel haben, zu helfen, wo es irgendwo geht, von Überstand bis zur Vermittlung ins Ausland, wo es ihnen übrigens, was ich an Feedback bekommen habe, zum Teil sehr gut geht. Und in der jetzigen Situation versuchen wir, an Instrumenten für Werbung, um Leute zu bekommen, alles einzusetzen und versuchen, dass wir, was wir an Positionen haben, auch damit zu füllen. Zwingen können und wollen wir nicht.

Vorsitzender Dr. Körber: Keine weitere Frage? Bitte.

GR Deutsch: Also, dritte und vorläufig letzte Frage. Zur Unterstützung in diesem Bereich wurde auch immer auf die Möglichkeit hingewiesen, Zivildiener auch anzufordern. Jetzt hat es auch von Seiten des Krankenanstaltenverbundes die Information gegeben, dass die finanziellen Mittel für Zivildienstpflichtige aufgestockt werden.

Meine Frage ist: Ist es damit realistisch möglich, dass für praktisch jede Station ein eigener Zivildienstpflichtiger zur Verfügung steht oder konkret: Können Sie schon sagen, wie viele Zivildiener mehr in diesem laufenden Jahr 2004 zur Verfügung stehen?

GenDior Dr. Hauke: Da kann ich noch nichts dazu sagen. Das kann ich nicht für das gesamte Jahr sagen, ich kann nur sagen, der nächste Einberufungstermin ist der März, da kommen weitere zu uns. Ich habe mit dem Herrn Dr. Kaspar erst gestern ein Gespräch geführt. Es ist Geld zur Verfügung gestellt worden, additiv für die Räume, dass das kein Hemmnis ist. Wir müssen uns jedoch bewusst sein, Zivildiener sind nicht das Allheilmittel. Wir werden sie vermehrt beschäftigen, es ist der politische Wunsch von allen Parteien, nur, die sind ja nur beschränkt einsetzbar. Das heißt, wir brauchen sehr wohl genauso qualifizierte Kräfte daher auf der einen Seite, und unterstützend eben dann Pflegehelfer.

Das, was noch dazu kommt und was ganz neu ist, das darf ich hier vielleicht sagen, dass wir uns vermehrt auch mit einer eigenen Kampagne um freiwillige Helfer gezielt einsetzen werden. Wir haben bis jetzt also freiwillige Helfer genommen, wer sich gemeldet hat, der hat auch entsprechende Möglichkeiten, speziell im Geriatriezentrum Am Wienerwald oder genauso in Baumgarten, gefunden. Das war speziell das. Wir werden das jetzt flächendeckend machen. Es wird eine Pressekonferenz der Frau Stadträtin diesbezüglich in den nächsten Tagen stattfinden. Wir haben eine eigene Ansprechnummer, eigene Ansprechpartner bei uns und eine Struktur geschaffen, sodass wir letztendlich das, was die Menschen brauchen, nämlich Ansprache, persönliche Zuwendung, dass sie das auch bekommen.

Und ich hoffe, dass diese Tradition, die in Österreich noch nicht besteht, in anderen Ländern sehr wohl, ich denke nur an die Vereinigen Staaten, wo das ja eine sehr lange Tradition hat, dass diese Tradition damit vielleicht bei uns begonnen werden kann. Es würde den Beteiligten helfen und vielleicht einigen alten Menschen, die bekommen wieder einen Sinn im Leben, wenn sie jene, die bei uns aufgenommen sind, wenn sie die da betreuen können und hier praktisch nicht so mit großer Altersdiskrepanz, wie oft Pflegekräfte und alte Menschen, sondern etwa gleichaltrige, die einen noch nicht im Pflegezentrum, die anderen sind bereits also hier aufgenommen, dass hier eine entsprechende Motivation, eine entsprechende Zufriedenheit für alle Beteiligten eintritt. So wie den Versuch, den wir machen; wird also in Kürze starten, Strukturen sind vorbereitet und ich glaube, es ist eine weitere Hilfe, die könnte ähnliche Funktionen wie für die Zivildiener übernehmen, nur eben auf freiwilliger Basis.

Wir haben etwas, und das darf ich vielleicht hier auch noch sagen, wo wir sehr stolz sein können, wir haben seit zehn Jahren die freiwilligen Helfer eingesetzt in der Krankenanstalt Rudolfstiftung. Das war damals ein Projekt zusammen mit der WHO – „Gesundes Krankenhaus“ - und damals hat sich eine Gruppe gebildet, die regelmäßig Kurzzeitpatienten im Akutkrankenhaus betreuen. Und wir werden jetzt versuchen, hier additiv, aber nachdem, was wir gelernt haben, auch von den freiwilligen Helfern der Rudolfstiftung, anzuwenden auf den Geriatriebereich. In Kürze startet das und ich hoffe auch für die Pflegenachfrage dann bei dieser Ansprechnummer 60 160.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Deutsch?

GR Deutsch: Danke. Herr Zeuge, es ist mir noch eine Frage offen. Man hört in den Medien ja wiederholt, dass Krankenanstalten geschlossen werden oder geschlossen werden sollen, weil in den Spitälern Akutbetten angeblich zu viel sind. Inwieweit ist erstens einmal dies richtig und wieweit gibt es Überlegungen, solche zu schließen, die Krankenanstalten in Geriatriezentren umzuwandeln, ist das baulich, technisch von Vorteil, hat das Sinn und wenn es Sinn hat, warum geschieht es nicht?

GenDior Dr. Hauke: Dazu, was in den in den letzten sechs Jahre, seitdem ich die Funktion habe, geschehen ist, darf ich nur kurz erwähnen, dass wir die Leistungen von vier Akutkrankenanstalten bereits verlagert haben. Das ist konkret die Allgemeine Poliklinik, das ist das Mautner-Markhof´sche Kinderspital, das Maria-Theresien-Schlössl und die Kinderklinik Glanzing. Diese Leistungen sind nicht verloren gegangen, sondern sind in größere Strukturen eingebaut worden, das heißt, ins Wilhelminenspital, in die Krankenanstalt Rudolfstiftung. So sind also hier bei besserer Versorgung, bei höherer Qualität die Leistungen erhalten geblieben in der Qualität, aber in der Quantität dem Bedarf angepasst worden. Das ist geschehen.

Diese Strukturen, die dort vorhanden waren, waren nicht geeignet dafür, dass wir daraus einzelne Pflegeheime machen, denn sonst passiert das, dass, wo wir in Lainz und in Baumgarten letztendlich nur der Zukunft nachlaufen, dass wir wieder in alte Strukturen kommen mit zu großen Zimmern und damit hier der Aufholbedarf unendlich wird. Hier sind wir den Weg gegangen, dass wir zwei neue Geriatriezentren gebaut haben.

Es sind weitere Häuser in Diskussion, ob die Leistungen verlagert werden sollen. Das ist kein Geheimnis. Ich kann sie gerne nennen: Es ist das Thema Gersthof, es ist das Thema Semmelweis-Frauenklinik und es ist das Thema Preyer´sches Kinderspital, wo auch die Leistungen verlagert werden. Verlagert werden dorthin, wo wir entsprechende Strukturen von der Qualität her auch anbieten können.

Das, was nur schwer möglich ist und was auch, glaube ich, wirtschaftlich nicht vertretbar ist, dass wir sagen, das wandeln wir einzeln in ein Pflegeheim um, wo dann entsprechende Adaptierungskosten in dem Umfang anfallen würden, das wir sagen, über Wirtschaftlichkeit können wir nicht sprechen. Wir dürfen nicht vergessen, dass wir dann bei allein stehenden Zentren sehr hohe Infrastrukturkosten haben, die auf das Bett umgelegt nicht mehr den Wirtschaftlichkeitskriterien entsprechen.

Das heißt, nach dem derzeitigen Planungsstand sind weitere Verlagerungen in Aussicht genommen, noch nicht konkretisiert, in Aussicht genommen, aber keine Umwandlung in geriatrische Zentren. Wir werden versuchen, und das ist ja schon allseits bekannt, initiativisch das Geld auf Lainz zu legen, wo der Pavillon IV bereits in Umplanung ist, es finden demnächst, also in den nächsten Tagen, glaube ich, bereits die Wirtschaftlichkeitsbesprechungen statt für das neue Projekt. Wir werden den Pavillon XIII umbauen und weitere Pavillons, wo rasch es möglich ist und sobald also die entsprechenden finanziellen Mittel auch vorhanden sind. Hier, glaube ich, dass wir durchaus forciert von einer deutlichen Strukturverbesserung in Lainz, aber auch in anderen Heimen werden sprechen können.

Vorsitzender Dr. Körber: Habe ich Sie richtig verstanden, dass es baulich sozusagen nicht wirtschaftlich ist, die Krankenanstalten als Geriatriezentren weiterhin zu verwenden?

GenDior Dr. Hauke: Nicht in jedem Fall ist das sinnvoll, weil zum Teil diese Krankenanstalten, die wir haben, die nach dem Zweiten Weltkrieg - unter Anführungszeichen - die Stadt Wien zum Teil geerbt hat, von anderen Trägern übernommen hat, entsprechen nicht dem, was wir uns zukunftsorientiert von einem Geriatriezentrum bzw. einem Pflegeheim vorstellen.

Das kann in manchen Fällen der Fall sein, aber im Regelfall handelt es sich um alte Häuser, wo die Struktur nicht immer vorhanden ist. Ausnahmen bestätigen die Regel.

Vorsitzender Dr. Körber: Weil Sie die Kinderklinik Glanzing erwähnt haben. Konkret, wäre dort nicht ein Geriatriezentrum möglich, weil es doch immer die Tendenz gibt, dass man hier kleinere Einheiten schafft, verstreut in die Bezirke, also nicht ein Großheim, wie Lainz, und versucht, den Menschen in ihrer Umgebung ein Heim als Geriatrieheim zu bieten. Es wird in der Glanzing, soweit mir bekannt ist, steht ja auch ein Schwesternhaus und das wird aber jetzt umgebaut zu Eigentumswohnungen, die ganze Anlage. Ist das wirklich sinnvoll?

GenDior Dr. Hauke: Wir haben das durch unsere Baufachleute, die wir haben, prüfen lassen und vergleichen lassen, was Sinn machen würde. Und wir haben uns entschieden, es ist besser, wir verwenden den Verkaufserlös mit für den Neubau, konkret war das also hier Floridsdorf, wo wir, glaube ich, wirklich was vorzeigen und geschaffen haben; das ist vorteilhafter vom Baulichen und vom Wirtschaftlichen.

Sie haben Recht, Herr Vorsitzender, die Zukunft wird anders ausschauen als die Vergangenheit. Wir zielen nicht mehr ab, Großheime zu bauen, so wie es Lainz es einmal war und derzeit noch ist. Wir sind dabei abzubauen. Sie wissen, unsere Zielvorstellungen reichen auf 1000 bis maximal 1200 Betten für Lainz, ehemals waren es bitte 4500. Wir dürfen nicht vergessen, wir haben hier eine Vergangenheit und da ist schon sehr viel geschehen, weil es sind derzeit aktuelle Zahlen, ich glaube, es sind ganz knapp über 2000 Betten nur mehr. Also, wir haben ein deutliches Stück des Weges bereits zurückgelegt, Das heißt noch nicht, dass die Strukturen so sind, wie der Anspruch der Bevölkerung morgen und übermorgen sein wird. Und hier wird in vielen Fällen sinnvoller sein, etwas Neues zu bauen; in Lainz haben wir uns entschieden, hier für einen deutlichen Abbau der Betten auf eine definitive Zahl zwischen 1000 und 1200 bei deutlich verbesserten Standards. Das kann man aber nicht überall übertragen.

Sie sehen also, wir versuchen ausgewogen im Einzelfall zu überlegen, was ist erreichbar, was ist wirtschaftlich und entscheiden uns dann, ist besser zu verkaufen und was Neues zu bauen oder herzurichten. Wir gehen beide Wege, nicht nur eine Spur.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Zeuge. Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. Ich möchte eingangs auch begründen, warum die grüne Fraktion Ihrem Antrag zugestimmt hat, hier eine Prüfung abzuwarten der Frage, ob hier die Amtsverschwiegenheit sich auf die Frage der Nennung der Menschen, die hier Disziplinarverfahren haben, erstreckt oder nicht. Ich glaube, diese Zeit sollten wir uns einräumen. Und ich halte nichts davon, wenn wir, statt hier, statt die Frage zu klären, in blinden Aktionismus verfallen und ich denke, der Herr Generaldirektor wird sich für den Fall, dass er aus diesem Grund noch einmal vorgeladen wird, auch gerne wieder noch einmal her bemühen können und uns dann Auskunft geben. In der Sache hoffe ich, dass herauskommt, dass der Ausschuss informiert wird über die Disziplinarverfahren. Und sollte das Rechtsgutachten herausbringen, dass hier Vertraulichkeit zu wahren ist, dann werde ich die Frau Stadträtin fragen, warum sie jenen Kollegen aus dem Geriatriezentrum Am Wienerwald, den sie genannt hat im Gemeinderat in laufender Sitzung, dass dort ein Disziplinarverfahren eingeleitet wurde und die Person wurde konkret benannt, wie sie diese Art von Ungleichbehandlung dann rechtfertigen kann. Das wird sicher noch eine spannende Frage werden.

Aber jetzt zur Sache. Herr Generaldirektor, Sie müssen mir schon gestatten, Sie haben in Ihren eindrucksvollen Ausführungen mich immer wieder an den Bau eines potemkinschen Dorfes erinnert. Denn was hier an Qualität, an Modernisierung, an Personalfortbildung, Ausbildung usw. investiert wird, und ich stehe nicht an, Ihnen das alles zu glauben, das hat alles offensichtlich eine dicke Lösschicht dort, wo sozusagen sich abspielen soll, wo es sich für die Menschen, die betroffen sind, abspielt, nämlich in den ganz alltäglichen Lebens- und Arbeitsverhältnissen in den Großpflegeheimen, wie Baumgarten, Liesing und Lainz. Dort, und das sagen mir die Menschen, die dort wohnen, und das sagen mir die Menschen, die dort arbeiten, ist vor Ort die Misere durch Jahrzehnte unverändert – abgewohnte Strukturen, ungeeignete Räume, überfordertes, unterbezahltes, unterbesetztes Personal, Menschen in Heimen, die dort nicht hingehören. Sie haben selber von einer guten Mischung zuerst gesprochen.

Das möchte ich jetzt mit meiner ersten Frage an Sie auch thematisieren. In einer Anfragebeantwortung der Frau Stadträtin wurde mir mitgeteilt, dass mit Ende letzten Jahres 1600 Bewohner und Bewohnerinnen im Geriatriezentrum Am Wienerwald bis einschließlich Pflegestufe 4 eingestuft waren und 650 lediglich zwischen 5 und 7. Da meine ich nun doch, dass moderne Geriatrie, selbst wenn man einrechnet, dass Demenzerkrankungen zu einer niedrigen Einstufung führen können, aber trotzdem viel Probleme erzeugen, aber sicher nicht, dass man jeden Tag einen Arzt braucht, meistens geht es dann um ein aufwendigeres, anspruchvolleres Gestalten der Lebens- und Wohn- und Pflegeumgebung und weniger um medizinische Intervention, aber schlicht und einfach 1600 Menschen bis Pflegestufe 4, alle Geriater, die ich dazu gesprochen habe, alle Pflegepersonen, die sich auskennen, sagen, das sind Menschen für ambulante Dienste oder kleine wohnortnahe Pflegeeinrichtungen.

Und wenn Sie mir jetzt sagen, Herr Generaldirektor, dass man Lainz auf 1200 Bewohner und Bewohnerinnen einpendeln möchte, dann gehen Sie den falschen Weg. Wieso tun Sie das, wieso schauen Sie nicht, dass Sie diese 1600 Menschen woanders umbringen (Zwischenrufe) - unterbringen – ja, die Freud´sche Fehlleistung, die hat schon was damit zu tun, weil das Lebensverhältnisse sind, die schlimm sind für Menschen, die eigentlich mehr können als ihnen dort geboten wird. Warum tun Sie das eigentlich nicht, wieso gehen Sie nicht einen offensiven Weg in den Ausbau der ambulanten Dienste?

GenDior Dr. Hauke: Ich darf zu Ihrer Präambel auch ganz kurz Stellung nehmen.

Erstens bedanke ich mich für Ihr Verständnis, dass ich in meiner Funktion das auch ansehe, dass ich Mitarbeiter schütze. Dafür danke ich. 

Ich verwahre mich aber heftig dagegen, dass Sie mir vorwerfen, dass ich potemkinsche Dörfer errichte. Das, was ich hier sage, das, was ich tue, ist alles nachvollziehbar und es ist jeder eingeladen, sich davon zu überzeugen, dass das auch stimmt. Das, was ich noch sehr bedaure, Frau Dr. Pilz, ist, dass Sie, sagen wir, Menschen beurteilen, die auf dem Weg sind, das zu schaffen, was wir alle anstreben, bevor sie am Ende sind. Ich glaube, es ist nicht zulässig, wenn jemand versucht, einen richtigen Weg einer modernen Geriatrie zu gehen, das auch deklariert und er bemüht sich, dass man immer wieder vorhält, warum bist du noch nicht am Ende. Das bedaure ich.

Zu Ihren konkreten Vorwürfen, wir haben in unseren Einrichtungen Menschen, die nicht dorthin gehören, muss ich hier ganz offen sagen, dass wir hier viele Sozialfälle haben, die nirgends anderswo Unterkunft haben und die Möglichkeit der Unterbringung finden. Wo niemand anderer bereit ist, die praktisch – ich sage das unter Anführungszeichen – von der Straße aufzulesen und bevor die auf der Straße sind, nehmen wir die. Das stimmt. Wir können sagen, das ist nicht adäquat, dort untergebracht zu sein. Ich kann nur sagen, dass wir den Weg gehen, denn diese Fälle, das sind Alkoholiker, Drogenkranken etc., psychisch Kranke, die auch schon älter sind. Ich habe leider viele Beispiele hier vor mir, es ist immer wieder die Diskussion darüber, hier sind wir praktisch die letzte Hilfe und dazu fühle ich mich sozial verpflichtet, denn es ist nicht mein Ziel, für immer diese Menschen hier bei uns unterzubringen, nur, bevor die auf der Straße stehen, bedaure ich es sehr, okay, nehmen wir ihn auf, obwohl es vielleicht nicht im engeren Begriff Geriatrie, wie die Wissenschaft sich das vorstellt, entsprechen. Ich glaube, dass dies menschlich notwendig ist und hier leistet die Stadt Wien mehr, als oft in der Öffentlichkeit bekannt ist.

Wenn Sie sagen, mehr ambulante Dienste ausbauen, so glaube ich, hat es bereits Mitte der siebziger Jahre, das war der Verdienst vom Prof. Stacher, begonnen, dass hier Wien in vorbildhafter Weise die sozialen Dienste von Heimhilfe bis zur Hauskrankenpflege, Essen auf Rädern etc., wir kennen das alle, ausgebaut hat und auch weiter ausgebaut wird. Es gehört aber nicht zu meinem Ressort und ist nicht meine Aufgabe, hier ambulante Dienste anzubieten. Ich weiß es aus Gesprächen, konkret vom Peter Hacker, der jetzt im Sozialbereich tätig ist, jetzt überhaupt, dass hier weitere Initiativen gesetzt werden, und zwar kräftige Initiativen gesetzt werden, weil wir auch wissen, dass, sowohl von der menschlichen Betrachtung her, aber genauso von der ökonomischen Betrachtung her, es wesentlich günstiger ist, wenn die zu Hause weiter bleiben können und ich verstehe es vollauf. Nur, ich glaube, die Stadt Wien ist hier bereits einen kräftigen Schritt weiter und der Nächste steht jetzt bevor durch die Neuorganisation des Ressorts.

GRin Dr. Pilz: Herr Generaldirektor, wie viele von diesen 1600 bis Pflegestufe 4 sind die von Ihnen genannten bedauerlichen Sozialfälle? Ich erinnere mich selbst an einen Herrn, der seit 40 Jahren im GZW sitzt, weil er Asthma hat. Das ist, glaube ich, an sich ein normalerweise bewältigbares Problem, wenn man einmal 40 Jahre dort ist, ist es wahrscheinlich zu spät, so ist es schlicht und einfach, wollen wir in Zukunft andere Rahmenbedingungen schaffen, aber wer von diesen 1600 bis Pflegestufe 4, wie viele sind denn da die Sozialfälle oder wie viele sind einfach alte Leute, die halt zu bald ins Pflegeheim geschickt wurden?

GenDior Dr. Hauke: Zwei Bemerkungen dazu. Wenn Sie von den 1600 sprechen, so müssen wir etwas noch ergänzen, was Sie nicht erwähnt haben, dass nämlich nicht sofort mit der Aufnahme in ein Pflegeheim die Einstufung mit dem Pflegegeld erfolgt. Das heißt, die Einstufung, und hier sind nicht wir zuständig, hier sind andere zuständig, die verzögert sich und dauert oft länger als es uns lieb ist. Das wissen Sie. Wir machen diesbezüglich Pflegeassessments, Sie kennen auch die entsprechenden Formulare, dass wir bei der Aufnahme bereits versuchen, für uns festzustellen, was unserer Meinung nach das für eine Pflegestufe ist, nur bis die zuerkannt wird von Dritten, von Fachleuten, vergeht oft eine sehr mühsame und lange Zeit. Das heißt, von den 1600 ist ein Teil daher nicht eingestuft noch, die ganz einfach gekommen sind, wir den Antrag gestellt haben und wir jetzt darauf warten, bis dass die Einstufung erfolgt. Das heißt, hier fällt ein beträchtlicher Teil wieder weg, speziell von den neu Aufgenommenen.

Die konkrete Zahl der Sozialfälle wird nicht einfach zu definieren sein, vor allem, da gibt es nichts schwarz und weiß, sondern da ist ein buntes Farbenbild, wie entsteht es, wie kommt es dazu, dass jemand in ein Pflegeheim kommt, ist es schon die Bedürftigkeit oder ist es eher der soziale Aspekt. Aber ich darf den Vorschlag machen, dass eine Schätzung diesbezüglich und mehr als eine Schätzung wird nicht möglich sein, der Kommission schriftlich überbracht wird, wie groß der Anteil hier von diesen ganzen Sozialfällen, dass die sozialen Aspekte aufgenommen werden, vorliegt, und ich werde das der Kommission übermitteln, dass es allen zur Verfügung steht.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Generaldirektor. Ich komme jetzt zurück zu dem Thema, das der Herr Kollege Deutsch angesprochen hat, die Ausbildungsfrage. Ich bin mit Ihnen einer Meinung, es ist gut, wenn Menschen in der Geriatrie tätig sind, gut ausgebildet sind, denn wir wollen den Beruf aufwerten und nicht abwerten und nicht sagen, so, jeder, der sonst nichts anderes zu tun hat oder in Not ist, wird schnell in der Geriatrie beschäftigt. Da sind ja die abenteuerlichsten Vorschläge schon gekommen.

Aber, Herr Generaldirektor, Sie haben bei der Analyse des Problems einen Bereich nicht erwähnt. Es geht nicht nur um die Frage, wer sich ausbilden lässt, sondern es geht um die Verweildauer im Beruf. Die Verweildauer im Beruf ist das wirkliche Problem. Denn wenn jemand sagt, ich mache die Ausbildung, ich will diesen Beruf ergreifen und dann bleibt er, meistens sie, heiße drei, vier Jahre im Beruf und kehrt nicht mehr zurück. Dann muss das was zu tun haben, und jetzt bleibe ich doch noch einmal, auch wenn es Sie kränkt, beim potemkinschen Dorf. Wenn man den Film über das Geriatriezentrum Am Wienerwald sieht, den Werbefilm, dann denkt man sich, nichts wie hin, wenn ich mal Seniorin bin und pflegebedürftig, wenn man hingeht, schaut es ganz anders aus. Könnte es nicht damit zu tun haben, dass die harte Arbeitsrealität der Menschen, der Frauen sie ziemlich schnell wieder aus dem Beruf hinaustreibt?

GenDior Dr. Hauke: Ich bin Ihnen sehr dankbar, dass Sie mir diese Frage stellen. Die einzige österreichweite Studie, die diesbezüglich existiert, stammt aus der Mitte der siebziger Jahre von der Frau Dr. Svoboda von der Arbeiterkammer und behauptet 3,5 bis 4 Jahre die durchschnittliche Verweildauer. Eine andere Geriatriestudie liegt derzeit nicht vor.

Die private Universität Innsbruck, die ich heute schon erwähnt habe, wird ohne, dass irgendjemandem finanzielle Verpflichtungen daraus entstehen, noch im heurigen Jahr, eine österreichweite Studie durchführen, konkret ist es die Frau Dozentin Them, machen, die hier Pflegewissenschaften studiert hat, also einschlägige Fachkenntnisse hat, wo also versucht wird, einmal zu eruieren, wie groß ist wirklich die durchschnittliche Verweildauer. Die ersten Besprechungen, bei denen ich dabei war, haben ergeben, dass die 3,5 bis 4 Jahre falsch sind, die unseriös sind, pardon, die nicht fundiert sind, sagen wir so, die sind einmal zwischen 6 und 9 Jahre. Das ist unsere Vermutung. Wir werden es versuchen zu verifizieren und auch die Ursachen zu analysieren. Das wird in Form von einer Studie verbunden, vermute ich, mit auch zwei Dissertationen bestehen. Es soll das Zahlenmaterial noch im heurigen Jahr österreichweit vorliegen, sodass wir dann auf eine weitere Ursachenanalyse eingehen können.

Nur unsere eigenen Überlegungen, die ich mit meinen Pflegeexperten auch in Wien angestellt habe, sind so, dass es deutlich länger ist als 3,5 bis 4 Jahre. Wir werden versuchen, das zu verifizieren und vor allem zu analysieren, dass wir die hohen Ausbildungskosten, wir dürfen nicht vergessen, die Ausbildung für drei Jahre kostet viel Geld, dass wir die nicht investieren in eine zu kurze Verweildauer im Beruf und darum haben wir das in Angriff genommen und eine Studie wieder einmal, die Gott sei Dank kein Geld kostet und sogar viel Ertrag bringen wird.

GRin Dr. Pilz: Herr Generaldirektor, Sie haben gesagt, dass die Politik sich viel wünscht und Sie müssen die Rahmenbedingungen schaffen oder die Rahmenbedingungen beachten, unter denen Sie arbeiten können und Sie haben sich jetzt eigentlich beklagt darüber, dass ich Sie, wo Sie doch gut auf dem Weg sind, ich stehe nicht an, Ihnen das auch zuzugestehen, dass ich Sie nicht danach beurteile, was am Ende des Weges herauskommt. Das dauert mir schlicht und einfach zu lange, denn Lainz, das ist das eine. Und das Zweite, mit Verlaub, nach meiner Einschätzung, und Sie haben selber gesagt, in Bezug auf die Frage des Herrn Vorsitzenden aus alten Häusern was Neues zu machen, was gerade für die Geriatrie taugt, ist nicht immer leicht. Ist manchmal durchaus unmöglich und auf Lainz trifft das alles zu, was Sie sagen. Es ist abgelegen, es sind riesige Kästen, es ist megateuer, sie zu renovieren – warum siedeln Sie nicht weite Pavillons ab und machen das, was man braucht, wohnortnahe, übersichtliche Pflege und nicht medizinorientierte Pflegeeinrichtungen und arbeiten Sie gut zusammen mit dem ambulanten Bereich. Warum bauen Sie dort wider besseres Wissen für die Zukunft noch aus?

GenDior Dr. Hauke: Ich leugne, dass ich es wider besseres Wissen und Gewissen mache, ich mache es nach meiner Überzeugung. Wir versuchen, und Sie kennen ja einige Pavillons in Lainz, die vorbildlich hergerichtet worden sind, wo auch der Film entstanden ist, dass hier kein potemkinsches Dorf entstanden ist, sondern wir zeigen das, was attraktiv ist und werden nicht unbedingt, Sie würden das bei einem eigenen Werbefilm wahrscheinlich auch nicht machen, dort wo also noch ein Handikap ist, wo wir noch Nachholbedarf haben.

Schauen Sie, ich kenne Lainz aus meiner Jugendzeit. Ich habe in meiner Jugend, bei der katholischen Jugend, habe ich mich damals freiwillig bereit gefunden, für die alten Menschen in Bezug auf Zuwendung was zu machen. Ich habe dort Lichtbildervorträge von meinen Urlauben, ich war damals 16, 18, gehalten, bin damals in Zimmer mit 30 und mehr Betten gekommen und habe etwas gespürt, was mich bis heute in meiner Erinnerung geprägt hat: Die Dankbarkeit von alten Menschen, wenn sie Zuwendung bekommen. Ich habe damals die Zeit, ich hatte die Möglichkeiten und habe das regelmäßig gemacht, und mir hat das persönlich eigentlich sehr gut getan, helfen zu dürfen. Wenn ich jetzt vergleiche, was damals in meiner Jugend war und was heute angeboten wird, hat sich schon sehr viel getan. Und meine Überzeugung ist, und ich bin wahrscheinlich so ungeduldig wie Sie, Frau Dr. Pilz, und möchte es morgen erreicht haben, ich schaffe es nicht. Ich schaffe es ganz einfach nicht, weil ich Verantwortung habe, wo ich nicht ganz einfach wie ein Privater zusperren kann und meint, ich baue was Neues, sondern ich muss ja kostengerecht die Bevölkerung versorgen. Ich muss ja dafür sorgen, dass sie nicht zu Hause bleiben oder im Krankenhaus bleiben oder auf der Straße bleiben und im Sinne dieser Verantwortung kann ich Lainz nicht zusperren, sondern muss versuchen, sukzessive auszubauen, zu verbessern, die Qualität, Zimmer zu verkleinern, die Infrastruktur zu schaffen.

Wir bedienen uns auch, und Sie wissen das ganz genau, wir bedienen uns auch inzwischen Privater, die am Markt entstanden sind. Wir versuchen genauso von Purkersdorf angefangen bis ins Fortuna, Caritas etc. Patienten unterzubringen. Nur, wenn der Herr Dr. Kaspar dann mir sagt, es steigt die Warteliste ganz einfach an, da sind Fälle, wo wir nicht zumuten können, dass die zu Hause bleiben, weil sie dort echt vernachlässigt würden in Bezug auf Pflege und Medizin, dann nehmen wir sie auf, dann wird halt einmal ein paar Tage später ein Bett abgebaut. Und ich glaube, das ist aber soziale Verantwortung, die von uns auch zu tragen ist.

GRin Dr. Pilz: Sie würden sich aber nicht gegen eine politische Führung stellen, die sagt, wir haben einen Horizont, sagen wir von 10 Jahren, in der Zeit bauen wir neue Strukturen, für die wir uns dann international auch belobigen lassen können, auf und siedeln ab. Da wären Sie nicht dagegen?

GenDior Dr. Hauke: Sie haben vollkommen Recht, ich stimme Ihnen zu. Hier ist natürlich, und da suche ich auch immer wieder den Konsens mit der Politik zu finden, das heißt, im Gleichklang mit der Politik, was gewünscht ist, was möglich ist und daher in diesen Rängen bin ich solchen Vorschlägen, die von Ihnen kommen, wenn sie also von meiner Stadträtin kommen, durchaus aufgeschlossen. Wir müssen nur schauen, wie ist das umsetzbar, wie ist es konkretisierbar, finanziell, personell etc.

GRin Dr. Pilz: Die Pflegemilliarde, hat sich die bei Ihnen schon materiell vorgestellt?

GenDior Dr. Hauke: Die Pflegemilliarde wird Verhandlungsgegenstand sein ab dem 2. Quartal 2004. Wie Sie wahrscheinlich alle wissen, haben wir ein fünfjähriges Finanzierungsübereinkommen mit der Stadt geschlossen, das bis Ende 2005 geht. Wir haben das Recht, wenn Umstände, neue, auftauchen, ab dem Vorliegen des Rechnungsabschlusses 2003, der liegt etwa vor im April, Mai etwa, Sie wissen, Sie beschließen ihn dann im Ausschuss im Mai oder Anfang Juni und im Gemeinderat Ende Juni, dass wir an Hand dieses Rechnungsabschlusses dann verhandeln können, sowohl bitte für das Ende der Finanzierungsperiode als auch dann natürlich ab dem Jahre 2006 und da wird der weitere Geriatrieausbau ein wesentlicher Verhandlungspunkt von unserer Warte aus sein.

Jetzt schon zu erwarten, dass wir vorweg Geld bekommen, wenn wir ein bestimmtes Finanzierungsübereinkommen haben, das wäre verfrüht gewesen. Aber wie gesagt, die Verhandlungen beginnen in wenigen Monaten und wir werden darüber sprechen.

GRin Dr. Pilz: Darf ich kurz unterbrechen, Herr Generaldirektor. Der Herr Bürgermeister hat von der Existenz dieser Pflegemilliarde gesprochen. Ich weiß nicht, warum Sie von Verhandlungen sprechen.

GenDior Dr. Hauke: Sie wissen genau, der Herr Bürgermeister hat es ja auch schon beantwortet, auch auf Anfrage der GRÜNEN im Stadtsenat und gemeinsam im Finanzausschuss, er hat deutlich darauf hingewiesen, dass dieses Geld vielfältigst aufgebracht werden wird – es fängt an von Private Public Partnership, von neuen Finanzierungsformen, also, all das, was uns zur Verfügung steht, um hier einen kräftigen Ausbau der Geriatrie in den nächsten 10 Jahren zu ermöglichen. Und wenn der Herr Bürgermeister etwas gesagt hat und wir das entsprechende Werkzeug anbieten, ist das das richtige Zustandekommen.

GRin Dr. Pilz: Danke einstweilen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. Herr GR Wagner bitte.

GR Wagner: Herr Generaldirektor, im Pflegeheim Lainz ist ja von der Belegschaftsvertretung ein Schreiben an den Herrn Pflegedirektor gerichtet worden, das Ihnen dann auch in Kopie vermittelt wurde. Der Herr Pflegedirektor hat uns in seiner Aussage auch erklärt, er hat dann einen Maßnahmenkatalog letztendlich auch übermittelt.

Jetzt meine Frage: Haben Sie diesen Maßnahmenkatalog auch bekommen und meine zweite Frage dann damit verbunden, da sind sicher dann einige, wenn er ihn übermittelt hat, sind einige Maßnahmen drinnen gestanden, wurde dann von Seiten der Generaldirektion, von Ihrer Seite oder von einem Mitarbeiter oder einer Mitarbeiterin von Ihnen auch kontrolliert, ob diese einzelnen Maßnahmen dann tatsächlich auch wirklich eingeleitet wurden, was davon verwirklichbar war?

GenDior Dr. Hauke: Konkret zu Ihrer Frage: Ich kenne diesen Maßnahmenkatalog. Die Vorschläge, die Herr Direktor Pelikan gemacht hat, sind sowohl Herrn Dr. Kaspar als auch mir vorteilhaft erschienen und geeignet, dass hier eine Entlastung, zumindest eine kurzfristige punktuelle Entlastung eintritt. Diese Maßnahmen sind umgesetzt worden, es hat eine relative Entlastung stattgefunden und werden insbesondere von den unmittelbar vorgesetzten Abteilungs...sektionen im Rahmen der ständigen Kommunikation und der Berichterstattungspflicht das auch überprüft.

GR Wagner: Herr Generaldirektor, wir haben auch gehört und bei einigen Aussagen ist das auch sehr deutlich herausgekommen, dass im Bereich des führenden Personals auf einigen Abteilungen, auf einer bestimmten Station eben das führende Personal hohe Krankenstandstage aufzuweisen hatte. Wie schaut das in der Praxis eigentlich auch bei anderen Pflegeheimen aus. Wird Ihnen, wenn eine bestimmte Dauer überschritten wird, erfahren Sie da in der Generaldirektion davon, dass bestimmte, sage ich jetzt einmal eine Oberschwester, Stationsschwester, was auch immer, über einen bestimmten Bereich an Krankenstandstagen überschritten hat und fordern Sie dann Maßnahmen von der kollegialen Führung ein, wie man diesem Manko entgegen wirkt oder müssen das die kollegialen Führungen vor Ort alleine bearbeiten und verantworten?

GenDior Dr. Hauke: Herr GR Wagner, ich muss mehrfach antworten darauf. Einerseits, diese einzelnen Meldungen über überlange Krankenstandstage dringen nicht bis zu mir. Ich schaffe es ganz einfach nicht, mich mit solchen Details auseinander zu setzen. Das ist primär Angelegenheit des Hauses, sekundär natürlich der Teilunternehmensdirektion.

Das, was wir schon lange vor dem Thema Geriatriezentrum Am Wienerwald erkannt haben, dass wir uns vermehrt um die Fehlzeiten annehmen müssen. Wir wissen, dass Mitarbeiter zum Teil sehr lange Fehlzeiten haben und wir versuchen, dem entgegen zu treten. Bereits vor weit über einem Jahr ist eine eigene Arbeitsgruppe von meinem Personalentwicklungschef, vom Herrn OAR Faber, ins Leben gerufen worden auf Ersuchen von Herrn Dr. Kaspar und mir, wie können wir mit überlangen Fehltagen, Krankenstandstagen also umgehen. Diese Arbeitsgruppe, die interdisziplinär besetzt ist, hat erste Ergebnisse bereits gezeigt und ich darf nur einige Aktivitäten diesbezüglich hier anführen.

Wir versuchen, wenn hier lange Krankenstände auftreten, nach dem Wiederkommen ins Haus, versuchen wir Gespräche zu führen. Das heißt, nicht wir, sondern die Mitarbeiter von dem Haus, die jeweiligen Vorgesetzten, um hier einmal zu eruieren, was ist der Grund dafür, ist hier Motivation, möglicherweise Demotivation mit ein Grund dafür. Sie wissen, das ist ein sehr sensibles Thema geworden in den letzten Jahren, weil der Dienstgeber nicht über den Grund des Krankenstandes erfährt, früher ist das ja aus der Krankmeldung ersichtlich gewesen, und wir versuchen hier natürlich auch nicht indiskret zu sein, sondern das zu motivieren, hier die Krankenstandstage auf das unbedingt Notwendige zu beschränken.

Diese Arbeitsgruppe hat eine Vielfalt von Maßnahmen ausgearbeitet, die bereits in Umsetzung sind. Und das ermöglicht uns, das habe ich vorher bereits am Vormittag einmal sehr deutlich erwähnt, seit wir ein Data Warehouse haben, also eine große Datenbank, über die man diese Zahlen sieht, so werden die einerseits vom Haus, aber genauso vom Controlling, z.B. der Teilunternehmensdirektion, beobachtet und dann, wenn Besonderheiten auftreten, besonders lange Krankenstände auftreten, auch hier entsprechend sofort zu reagieren.

Zusätzlich, und das gehört auch zur Beantwortung Ihrer Frage noch dazu, sind wir verpflichtet, für alle Bediensteten der Stadt Wien, wenn die Krankenstände einen bestimmten Zeitraum, ich glaube, es sind jetzt 30 Tage, überschreiten, werden automatisch die Mitarbeiter zum Amtsarzt geladen, nur dass man einmal feststellen lässt, ob hier ein gerechtfertigter Krankenstand vorliegt oder nicht.

Das heißt, ich habe Ihnen jetzt nur versucht andeutungsweise eine Vielzahl zu zeigen, dass wir einerseits diese bedauerliche Erkenntnis schon länger haben, wir haben sehr lange Fehlzeiten, wir haben Vollkrankenstandstage und wir versuchen, uns dem vorsichtig zu nähern. Das geht leider vielen großen Betrieben so, insbesondere führt das im Bereich, und wir versuchen also hier mit den geeigneten Instrumentarien, ohne jetzt zu verletzen, in die Intimsphäre der Mitarbeiter einzudringen, warum sind sie krank etc., darauf einzugehen. Und hier bin ich froh, dass meine Personalentwickler mit dieser Arbeitsgruppe sich dazu äußern, dass Mitarbeiternähe besteht, sich dem annimmt und die einzelnen Ergebnisse zeigen auch, dass man sich nicht nur diesem Thema angenommen hat, sondern dass es auch Wirkung zeigt. Aber es ist sehr sensibel, glauben Sie mir das.

GR Wagner: Herr Generaldirektor, Sie haben auf Grund der Vorkommnisse im Geriatriezentrum Am Wienerwald dann mit Kollegen aus der Führung des KAV persönliche Sprechstunde abgehalten. Jetzt meine direkte Frage dazu: Was haben Sie persönlich hier für Erfahrungen aus dieser Sprechstunde für sich persönlich mit nach Hause genommen?

Und meine zweite Frage dazu: Halten Sie diese Situation, diese Sprechstunde für eine positive Einrichtung und können Sie sich vorstellen, dass man das auch künftig weiter führt und vielleicht auch in anderen Bereichen, in anderen Geriatriezentren weiter führt?

GenDior Dr. Hauke: Ich darf Ihnen antworten, dass ich, nachdem ich diese Sprechstunde, die für mich sehr lehrreich war, gehalten habe, auch der Herr Direktor Kaspar, Frau Staudinger etc., waren auch draußen, ich war erfreut, weil sowohl Patienten, Angehörige und Mitarbeiter auf mich zugekommen sind und das ist ja protokolliert, ich keinen einzigen echten Missstand dort zu Ohren bekam. Glückselig war ich, das müssen Sie mir zugestehen, weil da viele Leute (Zwischenrufe) - glückselig (Zwischenrufe). 

Ich habe dann ein Radio- oder Fernsehinterview unmittelbar danach gehabt, habe, Gott sei Dank, ich bin ja vorsichtig, ehemals ein Revisionsbeamter, zeigt sich hier, da durchaus, aber, wie gesagt, das ist keine repräsentative Stichprobe, aber ich bin erfreut, dass ich so vieles Positives gehört habe.

Es kam natürlich dann sofort, bitte, natürlich weiß ich das, aber das, was ich einerseits, ich habe unmittelbar mit den Menschen reden können, das war Erfolg für mich, ich habe sehr viele positive Eindrücke bekommen und weiters, dass die Welt nicht nur rosig ist, sondern auch Schattenseiten hat. Also, ich habe davon durchaus Glücksgefühl, ein bisschen durchatmen können, gerade in der damals heißen Phase, bis hin natürlich dann wieder den Rückschlag, als ich gehört habe, der erzählt nur das Positive. Also, ich habe einmal ganz ehrlich erzählt, wie es war.

Wir haben also - hier ist das Instrumentarium viel zu wenig, damals gab es noch keinen Pflegeombudsmann. Wir haben einerseits den Herrn Dr. Vogt mit seinen Mitarbeiterinnen, die sich ja, glaube ich, sehr darum annehmen, dass wir hier vor Ort sowohl mit Mitarbeitern, aber genauso mit den Patienten gesprochen wird. Wir haben auch wieder regelmäßig Kontakt mit ihm und seinen Mitarbeitern, versuchen wir das Feedback zu haben und einmal darauf zu reagieren. Das ist die eine Möglichkeit.

Die Konsequenz, die wir in der Führungsebene, sowohl der Generaldirektion als auch der Teilunternehmensdirektion daraus gezogen haben, war natürlich, dass wir mehr vor Ort gehen. Und hier gilt es ein Abwägen von unseren ursprünglichen Aufgaben, und Sie kennen sie aus meiner Geschäftseinteilung, dass ich nicht nur die einzelorientierte, die rein operative Aufgabe habe, sondern eine Vielfalt von Aufgaben, dass ich hier also abwägen muss, wie viel Zeit kann ich erübrigen vor Ort zu gehen und wie viel vernachlässige ich dafür auf der anderen Seite von grundsätzlichen Dingen. Ich bin inzwischen mehr vor Ort gegangen, bin auch in den nächsten Wochen, meine Terminplanung hat es mir gezeigt, meine Sekretärin hat mir das vor Augen geführt, wie viel Besuche ich vorhabe in Geriatriezentren, um zu beobachten, wie ist die Entwicklung, wie ist die Stimmung. Denn, wie ich heute Vormittag gesagt habe, es steht uns bevor die nächste Mitarbeiterzufriedenheitsbefragung.

Es steht uns bevor natürlich genau auch die Befragung dann der alten Menschen, sind sie und ihre Angehörigen mit uns zufrieden und hier müssen wir versuchen, abzuarbeiten und hier wird die Motivation, die positive Stimmung herein zu bringen, um dann nicht allzu viel Negatives als Feedback bei diesen Zufriedenheitsbefragungen zu bekommen. Das ist eine gewaltige Arbeit, die wir vor uns haben, praktisch additiv zum normalen Geschäft.

GR Wagner: Herr Generaldirektor, meine letzte Frage sind zwei Persönlichkeiten, die im Gesundheitswesen momentan auch nicht wegzudenken wären. Wie ist denn eigentlich Ihre persönliche Zusammenarbeit mit dem Wiener Patientenanwalt, hat sie der in der Vergangenheit, auch was die Pflegeeinrichtungen anbelangt, kontaktiert?

Und meine zweite Frage: Wie schaut Ihre Zusammenarbeit mit dem Pflegeombudsmann Dr. Vogt aus und wie stellen Sie sich da künftig die Entwicklung in diesem Bereich vor?

GenDior Dr. Hauke: Zuerst zum Patientenanwalt Dr. Dohr. Es besteht ein regelmäßiger Kontakt mit Dr. Dohr, sowohl in Telefonaten, persönlichen Gesprächen, Informationen der Statistiken, Beschwerderat etc. und natürlich genauso im Einzelfall mündlich, schriftlich, wo Maßnahmen zu setzen sind, entweder, wo ich ihn aktiv kontaktiere oder er mich kontaktiert, wie er mit den einzelnen Themen umgeht. Also, ein traditionell gutes Verhältnis, mit viel Kommunikation und es wird auch weiter so aufrecht bleiben.

Zum Anderen, des Herrn Dr. Vogt. Mit Herrn Dr. Vogt hatte ich persönliche Kontakte, ich habe ihn sowohl besucht, wie er noch Am Modenpark war, als auch die neuen Räumlichkeiten angesehen. Und in dem vorvorletzten Gespräch, das ich mit ihm geführt habe, ist mir offenkundig geworden, dass ich es zwar ständig nicht schaffe, so häufig mit ihm persönlich zu sprechen und seinen Mitarbeiterinnen, wie ich es gerne möchte und es auch notwendig wäre. Und daher habe ich eine zusätzliche Beratung für meinen persönlichen Assistenten, den Herrn Ing. Mejstrik, hier eben aufgehalst, dass ich gebeten habe, dass er einmal in der Woche den Kontakt mit dem Pflegeombudsmann und seinen Mitarbeiterinnen hält, um zeitnahe die Probleme, die Dr. Vogt und seine Mitarbeiterinnen erkennen, mithelfen, aufzuarbeiten, offenkundig zu machen, um hier möglicherweise, wo es hapert, wo es möglicherweise durch meine Funktion, durch meine fast 100 Kilo mich dann in die Waagschale werfen kann, dass etwas, so etwas rasch weiter geht, wie wir es uns alle wünschen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr GR Wagner. Bitte, Frau Gemeinderat.

GRin Mag. Ramskogler: Sehr geehrter Herr Dr. Hauke! Nun Sie haben uns auf Grund Ihres Lebenslaufes hier auch dargestellt, dass Sie ein Wissenschaftler und in der Theorie ein sehr erfahrener Mann sind.

Meine Frage bezieht sich nun darauf, nachdem ich zum Teil auch mir denke und Sie haben es auch bereits erwähnt, gehört die Theorie und die Praxis. Inwieweit sind Sie mit der Praxis tatsächlich auch beschäftigt und, dass Sie mit der Theorie beschäftigt sind, das wissen wir, daher auch die Frage: Inwieweit sind Sie tatsächlich auch mit der Praxis beschäftigt? Das eine.

Das andere. Wenn Sie mit der Praxis zu tun haben, würde mich interessieren, wo sehen Sie die Unterschiede zwischen Theorie und Praxis in Bezug auf die Geriatrie? Ich möchte hier nicht alle Bereiche, die Unterschiede, denke ich mir, werden hier zu weitläufig, wenn wir sie diskutieren, sondern nur in Bezug auf die Geriatrie und auf den vorliegenden Fall der Untersuchungskommission.

Und weiters, um diesen Fragenkomplex gleich abzuschließen: Wenn es hier Unterschiede gibt, die Sie eventuell sehen zwischen Theorie und Praxis, können Sie auch Ursachen hier aufzeigen und Ursachen aufzeigen, die eventuell die Praxis näher heran an die Theorie führen könnten?

GenDior Dr. Hauke: Ich bin nicht der Arzt, ich bin nicht Pfleger, aber ich habe mich fast drei Jahrzehnte auseinander gesetzt mit der Praxis in Geriatriezentren und Akutspitälern mit vielen Einzelanalysen, die ich damals zum Teil persönlich gemacht habe, als ich noch einfacher Referent war, und danach versucht habe, meine Mitarbeiter zu steuern, wo sie Schwerpunkte hinlegen. Es haben viele Analysen, und das zeigt also insbesondere mein Engagement, da geht es um fast zwei Jahrzehnte mit dem Thema "Qualität", haben mich dazu gebracht, dass ich sehr wohl erkenne, dass die Zukunft anders ausschauen muss als die Vergangenheit, als die Gegenwart.

Die Aufgabe der Theorie ist nämlich, die Zukunft vorauszudenken und zu schauen, was ist umsetzbar, was bekomme ich auf die Schiene, was ist realistisch und wo haben wir Illusionen. Wir müssen uns auch klar werden, dass nicht alles, was Theorie ist, dann in die Praxis umsetzenswert ist. Um das zu beurteilen, braucht man Erfahrung.

Und meine nunmehr über drei Jahrzehnte erlauben mir, glaube ich, ein bisschen ein Gespür zu haben, wie sollte eine Geriatrie der Zukunft aussehen. Ich bedaure persönlich, dass wir es in Österreich noch immer nicht geschafft haben, einen Lehrstuhl an der Universität für Gerontologie oder Geriatrie, wie auch immer, zu schaffen. Hier würde sehr viel an Grundlagen von medizinischer Seite geschaffen werden. Leider auch erst seit kurzem gibt es entsprechende universitäre Institutionen, auch für die Pflege, wohl auch Grundlagenarbeit noch zu leisten für die zukünftige Geriatrie; hier müssen wir noch vom Ausland zehren, wo zum Teil andere Erwartungswertungen, andere Strukturen, andere Ausstellungsformen vorliegen. Hier brauchen wir in Österreich etwas Eigenes. Und glauben Sie mir, warum mache ich mir das, warum tue ich mir das alles an bitte, weil ich habe ausreichend zu tun. Ich möchte, dass verankert wird, dass die jungen Leute, egal aus welchem Bereich, ob das jetzt ein Ökonom ist oder ein Pfleger oder was auch immer, eine bessere solide Ausbildung bekommen, auch zukunftsorientiert mit mehr Theorie, mit mehr Forschung, so wie in der Vergangenheit, nur dann kann die Zukunft im Gesundheitswesen besser werden.

Und dort, wo ich sehe, dass die Theorie, wo ich empfinde, dass diese Theorie umsetzbar ist, dann versuche ich das auch auf die Schiene zu bringen in meinem Bereich. Mit dem Problem, wir sind keine kleine Einrichtung mit 150 oder 200 Betten, dort geht das wesentlich rascher. Wir sind, man kann uns vergleichen mit einem großen Tanker, wenn ich denn bewegen kann in eine andere Richtung, dauert das Zeit und ich bin ein sehr ungeduldiger Mensch und ich bin extrem angespannt, bis diese Theorie umsetzbar ist. Aber es ist Gott sei Dank vorzeigbar, dass vieles schon gelungen ist.

Und für mich eines der schönsten Beispiele ist, gerade besprechen wir wieder das Thema Qualität, das so angezweifelt wurde. Überlegen Sie nur: Ohne unsere intensive Qualitätsstrategie wäre ein Apalliker-Preis, den wir da bekommen haben, für die Station zum Geriatriezentrum Am Wienerwald, die ja schon nicht nur dreimal den Preis gewonnen hat, sondern international jetzt auch nach Kopenhagen eingeladen ist, weil sie so vorbildlich ist, andere Länder schauen auf uns, wäre das alles hier nicht möglich, ist nur ein Beispiel, bitte. Ich könnte jetzt x weitere aufzählen, Sie werden es in diesen Unterlagen, Sie können gerne viele weitere haben, nachlesen, wo wir ganz deutliche Fortschritte gemacht haben, wo wir die Theorie der Qualität zum Beispiel, die Theorie der Pflege oder der guten Altersmedizin bereits umgesetzt worden ist.

Und wir müssen nur schauen, was ist derzeit machbar, wo gehen die Menschen mit, wo bekomme ich sie noch für Mühseligkeit, denn alles Neue heißt Verändern und wer ist schon bereit, sich zu verändern. Wie wir wieder sehr viel innere Bereitschaft bekommen, Motivation muss da sein und das kostet viel Kraft, ist schon viel gelungen, um noch mehr für die Zukunft zu tun.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

GRin Mag. Ramskogler: Darf ich noch, bitte.

Vorsitzender Dr. Körber: Noch weitere Fragen.

GRin Mag. Ramskogler: Ja, ganz kurz, zwei noch.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, bitte.

GRin Mag. Ramskogler: Und zwar, Sie sprechen von Motivation und die Bereitschaft der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, hier natürlich eine schwierige Arbeit zu leisten und Sie haben auch die, zwischen den, Problemen aufgezeigt der Jüngeren und der Älteren. Nun sehe ich hier aber auch einen Zusammenhang und da möchte ich Ihre Meinung dazu hören und auch eben wieder in Bezug auf unseren hier vorliegenden Fall, einen Zusammenhang des Arbeitsplatzes. Jetzt wissen wir, es korrelieren mehr oder weniger auch die Umstände der Zufriedenheit und der Motivation der Mitarbeiter mit dem Arbeitsplatz, mit dem, was man dort vorfindet und jetzt haben Sie davon gesprochen, Aufbruchstimmung, Motivation soll hier wieder zu mehr Zufriedenheit, die bevorsteht und die Arbeit, die hier geleistet wird, durch die Umfrage verbessert werden. Und jetzt frage ich mich, wie und wodurch könnte diese Motivation verbessert werden von Mitarbeitern, wie und wodurch könnte hier eine Unterstützung des KAV aussehen, um eben Mitarbeitern, sowohl auch jüngeren, und ich denke mir, dass da Unterschiede bestehen, da bin ich ganz überzeugt davon, dass auch jüngere Mitarbeiter sich am Arbeitsplatz wohl fühlen können, in einer Geriatrie mit alten Menschen zu arbeiten. Und hier jetzt, abgesehen davon, alle emotionalen Aspekte, wie gehen junge Menschen mit dem Alter um oder Generationenvertrag, also, das ist ausschließlich, nicht hier Bezug zu nehmen auf diese Frage, bitte.

GenDior Dr. Hauke: Ich war vor kurzem im Geriatriezentrum Liesing draußen und hatte ein unheimlich erfreuliches Erlebnis. Da war eine junge diplomierte Schwester, ich gestehe, sie war auch fesch, die, unmittelbar nach ihrer Ausbildung ist sie nach Liesing gegangen, aus Überzeugung und sie hat gesagt, sie möchte nirgends anders tätig sein. Sie möchte mit alten Menschen arbeiten und sie hat Freude, dass sie diesen Arbeitsplatz gefunden hat. Und das war für mich - dass es nicht nur die Älteren sind, sondern dass es leider zu wenig, aber immerhin doch einige Junge auch gibt.

Zum Arbeitsplatz. Gerade die vielen Freitexte, die Sie zum Teil, aber wahrscheinlich auch gelesen haben, die zum Teil erfreulich, zum Teil erschreckend waren, haben aufgezeigt, dass oft geringfügige Maßnahmen der Organisation, der Struktur helfen, die Zufriedenheit zu verbessern.

Ich darf da Beispiele anführen, was hier konkret geschehen ist, bitte. Das fangt an von der Speisesaalorganisation über die Speisesaalausstattung, das geht hin über die Erneuerung der Garderoben, das geht über neue Sozialräume, Veränderung der Zuständigkeit der Sozialräume, das geht hin über die verschiedensten Detailmaßnahmen – ich habe da also, glaube ich, zwei Dutzend aufgeschrieben, ich will sie nur nicht im Detail aufzählen, wo man mit fast nichts viel bewirken kann.

Und weil Sie gefragt haben über die Motivation, was man tun kann, nicht nur mit Geld. Meiner Ansicht nach ist es die Vorbildwirkung der Vorgesetzten. Wenn die Vorgesetzten mit Vorbild vorangehen, so mühsam das manchmal ist, ich bemühe mich auch darum, aber auch wenn ich sehe, aber ich bemühe mich darum. Wenn die Vorgesetzten machen, dass sie versuchen, Vorbild zu sein und sich mit besonderem Engagement dem Patienten widmen, dann wird das auf die Mitarbeiter abfärben. Man sieht es ja bitte. Sie kennen ja die Stationen, wo die Stationsschwester, wo die stationsführenden Ärzte vorbildlich sich engagieren, dort funktionieren die Abteilungen auch besser.

Das heißt, hier ist es unsere Aufgabe, gerade im Rahmen der Fort- und Weiterbildung, und das ist ja ein Kapitel, das bei uns wirklich, glaube ich, vorbildlich funktioniert, das wir hier also zur Verfügung stellen unseren Mitarbeitern, dass wir hier auch versuchen, darauf Rücksicht zu nehmen.

Schauen Sie, wir haben insgesamt 51.000 Bildungstage angeboten unseren Mitarbeitern. Das waren 32.000 Mitarbeiter, sie haben diese Veranstaltungen besucht, also ein reichhaltiges Angebot wie sonst kaum ein Dienstgeber, insbesondere im öffentlichen Bereich, sich leistet und hier sind für persönlichkeitsbildende und Führungsausbildung jeweils 10 Prozent, 20 Prozent sind nur dem gewidmet von diesem reichhaltigen Angebot. Das heißt, wir versuchen dort, eben in kleinen acht Gruppen zu erarbeiten, wie kann ich motivieren, welche Instrumente stehen mir zur Verfügung. Sie hören zwar schon vorher im leitenden Kurs, im lehrenden Kurs usw., hören Sie das, aber das Entscheidende ist, dass man neue Methoden anbietet. Und da, glaube ich, ist unser Angebot stolz und da brauchen wir uns wirklich nicht verstecken.

GRin Mag. Ramskogler: Somit ist auch schon meine letzte Frage beantwortet. Ich möchte nur unterstreichen, wenn ich Sie richtig verstanden habe, das heißt, die Fort- und Weiterbildung, die Sie anbieten, ist nicht eine, die auf bereits herkömmlichen, auch mit guten Erfahrungen, ich spreche z.B., wir haben bei der Geriatriekommission, der Herr Dr. Vogt hat gesagt, zum Teil ist Supervision nicht mehr das Mittel, womit man Mitarbeiter unterstützen könnte oder eben auch andere. Es gibt ja viele, Sie haben es selbst auch gesagt, es gibt ja viele Angebote, die auch solche sind, die neu und innovativ sind, also andere Wege zeigen und andere Vorschläge machen, aber auch für diese sind Sie offen und zugänglich, diese in Zukunft vielleicht in die Fort- und Weiterbildung mitein zu beziehen.

GenDior Dr. Hauke: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Wir haben vor, ich kann mich noch erinnern bei der Lainz-Kommission, da ist damals von der Frau, damals noch Frau Dr. Seidl, und vom Prof. Rosenmayer Supervision sehr stark forciert worden. Wir haben das auch umgesetzt in der Folge und es galt damals fast als Allheilmittel. Damals. Und wir entwickeln uns weiter. Wir bieten inzwischen längst ein viel breiteres Spektrum von Mediation, von verschiedenen Assessments, also eine ganz breite Form, all das, was wir glauben, das sinnvoll ist für unsere Unternehmenskultur. Nicht alles, was die Privatwirtschaft irgendwie betrifft, ist eins zu eins auf uns übertragbar. Hier müssen wir darauf Rücksicht nehmen, aber das Angebot ist breit, und jene, die durch Frage zunächst die Supervision wollen, die können es auch bekommen. Haben wir neu organisiert mit entsprechenden Qualitätsstandards, die laufend überprüft werden, und jene, die bereits andere Formen brauchen und wollen, die können auch dies.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Mag. Ramskogler. Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. Herr Generaldirektor, Sie haben verfolgt, nehme ich an, die letzten Untersuchungskommissionen und vielleicht haben Sie auch gelesen, was der Herr Primar Wense gesagt hat zum Thema "Medikamentenverbrauch". Ich habe ihn nämlich gefragt, was es bedeutet, wenn in 8-Bett-Zimmern oder sind es auch 6-Bett-Zimmer jemand unruhig ist, nicht schlafen will und kann, in der Nacht laut ist, herumgeht usw. usw. und er hat dann meine Einschätzung geteilt, dass dichtes Zusammenleben Stress verursacht und dass der Medikamentenverbrauch im Sinne von Verbrauch von Sedativa und Antidepressiva in überbelegten, voll belegten Mehrbettzimmern höher ist als in anderen Strukturen. Und ich will Sie jetzt fragen, haben Sie aussagekräftige Aufzeichnungen innerhalb des Krankenanstaltenverbundes, auf welchen Stationen in der Geriatrie welche Medikamentengruppen verwendet werden und ob es da signifikante Unterschiede gibt, was die Menge betrifft.

GenDior Dr. Hauke: Als ich von dem Verdacht gehört habe, haben alle Alarmglocken bei mir natürlich geläutet und ich habe mehrfach untersuchen lassen, ob Auffälligkeiten hier zu erkennen sind. Das ist einerseits durch die Revision geschehen und auf der anderen Seite von Dr. Gerold, der versucht hat, zu analysieren, möglichst auf kleine Einheiten herunter gebrochen, einen übermäßigen Verbrauch der Position 458, das sind die Medikamente, medizinische Hilfsmittel, und dann auch versucht hat, Analysen durchzuführen in Bezug auf den Medikamenteneinsatz.

Und Gott sei Dank kann ich hier berichten, dass hier keine Auffälligkeiten erkennbar waren, trotz mehrmaligem Nachfragen und ausführlichen Gesprächen darüber. Es ist, und so wurde mir immer wieder versichert, vom jeweiligen Patienten abhängig, welche Medikamente verschrieben werden, und das liegt in der Einzelverantwortung des behandelnden Arztes, das zu verschreiben. Gott sei Dank muss ich sagen, haben sich diese Behauptungen, Anwürfe etc. nicht verifizieren lassen. Und mir ist kein Fall bekannt, wo ein entsprechender Missbrauch nachweislich vorgekommen wurde. Gott sei Dank. 

GRin Dr. Pilz: Ich will Sie jetzt nicht medizinisch fragen, weil da sind hier andere, sozusagen auch innerhalb des Krankenanstaltenverbundes fachlich zuständig, aber ich möchte meine Frage schon noch wiederholen und Sie ersuchen um Auskunft, ob es darüber Zahlen gibt. Es geht jetzt gar nicht einmal mehr in erster Linie darum, ob das jetzt sozusagen ganz auffällige sind, sondern allein - haben Sie Zahlen, die belegen, dass auf Station X mit einer ähnlichen Struktur an Bewohner und Bewohnerinnen andere signifikant höhere oder niedrigere Medikamente mehr oder weniger verbraucht werden? Haben Sie diese Analysen und sind die abrufbar und sind die verfügbar und könnten Sie die hier vorlegen?

GenDior Dr. Hauke: Wir haben Analysen detailliert, wobei die Details weiß ich jetzt im Einzelnen nicht auswendig. Diese Analysen basieren sowohl einmal von der Ebene der TU-Direktion zusammen mit den Häusern, wo gesprochen wird über die medizinischen Verbrauchsmaterialien und die im Haus haben sie dann jeweils zur Verfügung, auch die jeweiligen Details über Medikamentenverbrauch in den jeweiligen Abteilungsbudgets. Dass das geordnet ist, einzeln nach Produkten, das kann ich mir schwer vorstellen, sondern es wird nach gewissen Unterpositionen, also ob das jetzt, was weiß ich, Antibiotika sind, ob das jetzt, wie auch immer sie auch heißen mögen, nach diesen Untergruppen, nehme ich an, ist es möglich, nach einzelnen Medikamenten nehme ich nicht an, weil es gibt in jedem Haus unterschiedliche Medikamentenpositivlisten und so könnte man nicht einmal Haus zu Hausvergleich machen, weil die heute ja unterschiedliche Medikamente für den gleichen Zweck verwenden.

Analysen sind möglich. Ich darf Sie bitten, vielleicht einmal ein Gespräch mit Dr. Gerold zu suchen, der Ihnen dann im Detail sagen kann, was an Möglichkeiten es gibt diesbezüglich, hier nähere Analysen zu machen. Ich habe diese Analysen gesehen und da gibt es Verdachtsmomente, habe Diskussionen geführt. Einen Verbrauch, der eine Überschreitung eines Normalaufwandes, der darauf hingewiesen hätte, konnte ich Gott sei Dank nicht erkennen.

GRin Dr. Pilz: Ich danke für den Hinweis und werde mich an den Herrn Dr. Gerold wenden.

Für Sie muss es ja auch interessant sein als Generaldirektor des Krankenanstaltenverbundes, ob – und da geht es nicht um das einzelne Medikament – aber ob sedative oder antidepressiv wirkende Medikamente in einem nicht vertretbaren Ausmaß auf Stationen verwendet werden, um schlicht und einfach das Problem der Bewohner- und Bewohnerinnendichte auf diese Weise sozusagen unzulässig in den Griff zu bekommen. Ist das Ihr Interesse? Sind Sie interessiert daran, auch diese Dimension zu wissen?

GenDior Dr. Hauke: Eindeutige Antwort: Ja.

GRin Dr. Pilz: Dann habe ich noch eine andere Frage, die jetzt ganz einschlägig Ihr Fachgebiet ist. Die Kosten pro Bett in den Geriatriezentren, die Vollkosten liegen zwischen 60.000 und 70.000 S, also knapp 5.000 EUR, dafür kriegt man höchst Unterschiedliches geboten, Bett und Nachtkästchen im GZW und Superstandard möglicherweise in Floridsdorf oder Favoriten.

Können Sie das als, Sie haben sehr betont, dass Sie die Sache auch vom Ökonomischen anschauen, können Sie es gegenüber der Bevölkerung und gegenüber den Politikern vertreten, dass man so viel Geld für so fragwürdigen Standard ausgibt?

GenDior Dr. Hauke: Dazu eine mehrfache Antwort. Wir sollten die Hotelkomponenten als einen Teil der Versorgung erkennen und die Hotelkomponente ist zweifellos nicht ausreichend in manchen unserer Geriatriezentren, wo die Zimmer noch zu groß sind, die Infrastruktur nicht da ist. Daher haben wir uns also entschlossen, in Zukunft hier differenzierte Pflegegelder, pardon differenzierte Gebühren zu verlangen, das wird, hoffe ich, im Laufe des Jahrs 2004 noch der Fall sein.

Für die Vergangenheit bitte habe ich dazu vertreten, wir haben einen Einheitssatz gehabt. Es ist so wie mit - entweder ich kann sehr stark differenzieren oder ich sage, ich möchte hier gerecht vorgehen und niemanden mehr belasten und den anderen weniger belasten und bisher war die Entscheidung traditionell ein Einheitssatz. Wir werden den Satz zweifellos gehen einer Differenzierung und dabei wird die Hotelkomponente einfach dort sein.

Wir haben es ja zum Teil bei privaten Heimen schon. Bei privaten Heimen werden, wenn ich es richtig im Kopf habe, pro Tag zwischen 40 und 70 EUR berechnet und dann die jeweilige Pflegestufe wird global abgegolten. Das ist für viele Heime die Verrechnungsgrundlage. Und ich kann mir vergleichbare, sicher modifizierte Grundlagen in Zukunft vorstellen, dass wir hier sehr wohl jene, die in großen Zimmern, in alten Strukturen liegen, weniger finanziell belasten und jenen, die dem letzten Standard entsprechen, sehr wohl einen höheren Satz verrechnen.

Das, was man aber nicht außer Acht lassen darf, dass wir hier nicht nur Hotel anbieten, und das ist sehr plakativ natürlich, wenn man sagt, da könnte ich ja im Hilton, im Sacher wohnen oder wo auch immer, um dieses Geld. Ich muss Ihnen sagen, hier ist natürlich die Hotelkomponente nur ein relativ geringer Teil, viel höher ist die Komponente der Pflege und der Medizin. Und ich weiß, dass ich herausgefordert bin, auch in der Medizin in Zukunft zu differenzieren und hier sehr wohl zu sagen, was ist traditionell kein Pflegeheim und wo haben wir schon eine spezielle geriatrische Versorgung, denken wir nur an Apalliker, Demenzkranke etc., Hospizstationen usw. Und hier erfolgt gerade die Prüfung zusammen natürlich mit der MA 15, mit Dr. Serban.

Es sind die Voraussetzungen für Sonderkrankenanstalten, es spricht einiges dafür, auf der anderen Seite die wichtige Finanzierungsfrage. Wir können nicht ohne weiteres in den WIKRAF, in den allgemeinen Finanzierungsfonds hineinkommen, weil wir dann die Bettenhöchstgrenze überschreiten, außerdem brauchen wir einen Konsens in der WIKRAF-Vollversammlung. Also, es gibt unheimlich viele Teilmosaiksteinchen, die untersucht werden müssen und dann, das wird vor dem Sommer auf dem Tisch liegen, und dann werden die Entscheidungen fallen, in welche Richtungen zielt das.

GRin Dr. Pilz: Ich nehme an, Sie sind mit mir einer Meinung, nicht jeder Bewohner und jede Bewohnerin braucht das Ausmaß an medizinischer Betreuung, das halt einfach da ist. Die Tatsache, dass es krankenhausähnlich strukturiert und geführt ist, ist ja nicht unbedingt zum Nutzen der Bewohner und Bewohnerinnen, dafür fehlen andere – Ergotherapeuten, kein einziger Sozialarbeiter im ganzen GZW usw. kann angefordert werden, ich weiß schon, wir müssen das alles nicht noch einmal durchnehmen.

Sie haben sozusagen jetzt am Schluss der Befragung ganz was Wichtiges gesagt. Wie kann ich mir das denn konkret vorstellen, es wird differenzierte Gebühren geben? Heißt das, dass man das nachvollzieht auf der Preisebene, was der Herr Dr. Vogt als Zwei-Klassen-Pflege bezeichnet hat, zahlt der Bewohner, die Bewohnerin mehr in Favoriten und viel weniger in Lainz oder was heißt differenzierte Gebühren?

GenDior Dr. Hauke: Schauen Sie, ich glaube, wir müssen sagen, es soll der Aufwand abgegolten werden, den wir haben mit der jeweiligen Betreuung. Natürlich ist sie umso aufwendiger, wenn ich denke, die hohen Baukosten, sei es für Floridsdorf oder sei es für Wien-Süd, die wir gehabt haben für das Geriatriezentrum, und hier, glaube ich, empfindet die Gesellschaft es auch als gerechtfertigt, dass wir hier die anteiligen Kosten einmal darstellen und sagen, hier sind, wenn du diese Leistungen in Anspruch nimmst, nimmst du mehr in Anspruch als wie du in der alten Struktur nimmst. Natürlich, dass wir das sozial abfedern müssen, das ist eine Selbstverständlichkeit in Wien und hat Tradition. Wie Sie wahrscheinlich wissen, wird hiefür maximal 79 EUR pro Tag in Rechnung gestellt, also hier auf die soziale Abfederung auf jeden Fall gedacht, da kann kein Privater mit im Vergleich zu dem, was wir anbieten, abgesehen von der Hotelkomponente.

Diese Empfehlung kam schon von der Firma Anderson in ihrer Studie, hier differenzierte Sätze zu berechnen. Und wir werden versuchen, jetzt dieser Studie Rechnung tragend und unseren eigenen Überlegungen Rechnung tragend, was können wir, wie können wir so, dass es von der Bevölkerung, und das ist, glaube ich, das ist entscheidend, dass es als gerecht empfunden wird, die Verrechnung neu organisieren. Sicher nicht mit Einheitspflegesatz, sondern eben so, wie die Bevölkerung es als adäquat in der heutigen Zeit empfindet. Und da gibt es, glaube ich, sehr viele Möglichkeiten, über die haben wir vor, mit Dr. Vogt, gerade in Bezug auf Gerechtigkeitsempfinden, diesbezüglich Gespräche zu führen.

GRin Dr. Pilz: Danke schön.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. Bitte, Frau GRin Novak.

GRin Novak: Herr Generaldirektor, ich möchte zu einem Themenkomplex kommen, den wir ganz am Anfang kurz gehabt haben und in der Zusammenfassung bzw. im Resümee des Vorsitzenden bezüglich der Befragungen der letzten Male, nämlich zu dem Bereich Controlling.

Sie haben viel über Erwartungshaltungen an das System und Erwartungshaltungen an den KAV gesprochen und ich denke, es gibt eine hohe Erwartungshaltung, dass es auch ein Funktionieren des Controllings gibt und ich möchte hier zum Bereich Interne Revision gerne wissen, ist die Ausstattung und die Aufgabenstellung der Internen Revision im KAV für Sie ausreichend oder glauben Sie, dass es notwendig wäre, Maßnahmen zu setzen, die Interne Revision auch auszuweiten oder zu festigen?

GenDior Dr. Hauke: Ich darf mit der Beantwortung der zweiten Frage beginnen. Konkret: Ich versuche, da lernfähig zu bleiben und werde gerade im medizinisch/pflegerischen Bereich die Revision ausweiten. Ich darf aber dazu sagen, dass wir im Krankenanstaltenverbund die Einzigen in ganz Österreich sind, die nicht nur ein Finanzcontrolling und rein verordnungsmäßig Controlling machen, sondern schon von Anfang an, es war der Herr Mag. Schwarz, nämlich erkannt haben, dass natürlich der Kernbereich von Gesundheitseinrichtungen genauso überprüft werden muss und keine Blackbox sein darf.

Das heißt, wir haben es erkannt, die Prüfungen sind auch entsprechend, Sie haben ja gehört die Prozente, 10 Prozent, nein 17 Prozent, über 40 Prozent, wenn man die Sozialmedizinischen Zentren dazu nimmt, haben dort stattgefunden. Das heißt, wir weiten das Interne aus, setzen weiterhin Schwerpunkte auf Pflege und Medizin und werden versuchen, hier auch den Kernbereich noch stärker zu durchleuchten.

Mit der Überlegung, dass natürlich das nicht die Mitarbeiter und die Vorgesetzten vor Ort enthebt der Verantwortung, der Aufsicht auch. Wir haben Führungshierarchien, wir sind kritisiert worden, es wären zu viele - wir sind einmal ein Großbetrieb, wir brauchen Führungshierarchien und die werden deswegen nicht ihrer Verantwortung enthoben, wir werden nur versuchen, stichprobenweise ergänzend uns einen Überblick zu verschaffen, ob hier auch, so wie es uns dargestellt wurde, auch alles in Ordnung ist. Das ist einmal zum Teil Revision.

Controlling. Als ich 1998 begonnen habe, habe ich versucht, eine andere Controllingphilosophie im Krankenanstaltenverbund Platz greifen zu lassen, und zwar nicht nur ein reines Finanzcontrolling und reines Personalcontrolling zu machen, sondern, wie gesagt, die zeitnahe Überwachung, die zeitnahe Beobachtung der betrieblichen Geschehnisse muss umfassend geschehen, also nicht nach Berufsgruppen. Und es gibt noch manche Häuser, die haben eigenes Pflegecontrolling, eigenes Medizincontrolling, ein eigenes Finanzcontrolling. Ich habe gesagt, das kann nur bitte aus einem Werkzeug heraus kommen, das Controlling, darum haben wir das Data Warehouse, das für bestimmte Adressaten, die ihre Berechtigungen haben, zugänglich ist und das Controlling umfassend letztendlich all die Zahlen heraus bekommt, analysieren kann, Schlussfolgerungen ziehen kann, kommunizieren kann, dass Maßnahmen, wo sie erforderlich sind, auch gezogen werden können.

Das heißt, ein gut funktionierendes Controlling ist mein persönliches inneres Anliegen, ist auch dem Unternehmen, wie wir das im Krankenanstaltenverbund nunmehr sind, unbedingt als Steuerung erforderlich

GRin Novak: Ich habe noch eine sehr konkrete Frage, die den Prüfplan betrifft. Wir haben das letzte Mal von Herrn Mag. Schwarz gehört, es wird bis Ende Jänner einen Prüfplan geben, den Sie genehmigen müssen. Erstens interessiert mich, ob es ihn schon gibt und ob er genehmigt wird oder wurde, damit er umgesetzt wird, mit der Umsetzung begonnen werden kann bzw. wie der Anteil des Pflegebereichs für dieses Prüfjahr in dem Prüfplan vorgesehen ist.

GenDior Dr. Hauke: Der Prüfplan wurde mir von Herrn Mag. Schwarz, so wie er es versprochen hat, rechtzeitig vorgelegt. Ich habe ihn noch nicht genehmigt aus einem Grund, es gibt ein aktuelles Ereignis, ein mediales Ereignis, wo ich gesagt habe, ich möchte einen weiteren Schwerpunkt hinein haben. Es findet diese Woche noch, konkret morgen, ein Gespräch mit ihm statt, wo noch diese zusätzliche Prüfung, die allerdings etwas länger brauchen wird, aufgenommen wird, weil das mir zu Nachdenken gegeben hat, ich muss ja reagieren auf aktuelle Ereignisse, und dass mit morgigem Tag praktisch dieser Prüfplan verabschiedet und danach gearbeitet wird.

Es wird natürlich auch in der Zwischenzeit, schon im Jänner und bis jetzt, ganz klar, dass nur die offizielle Genehmigung mit diesem neuen Schwerpunkt erfolgt also jetzt. Und es ist natürlich – pardon, das hätte ich vergessen beinahe – natürlich hat Mag. Schwarz, sensibel wie er ist, hat er darauf reagiert und die Schwerpunkte auf medizinisch/pflegerische Teile gelegt, das wird nicht wieder schubladiert, sondern wird im Gegenteil intensiviert.

GRin Novak: Trotz Prüfplan ist es dann möglich, Spontanüberprüfungen im Anlassfall oder hält man sich nur nach dem Prüfungsplan?

GenDior Dr. Hauke: Wir sind Gott sei Dank nicht stur, man muss flexibel sein. Es kommen immer wieder bitte, und das hat sich in den letzten Jahren immer wieder gezeigt, es kommen einfach Sachen, wo wir sagen, entweder wir selber sagen, das müssen wir uns anschauen, das ist was Aktuelles, es kann medial kommen, es kann was von der Politik kommen, vom Magistrat kommen, das heißt, ein Plan wird nie 1:1 umsetzbar sein. Hier müssen wir flexibel sein und sagen, welche Wichtigkeit hat letztendlich das Neue auf uns Zugekommene, reihen wir das vor und lassen etwas anderes oder sagen wir, das hat derzeit nicht die Aktualität, lassen wir das inzwischen ruhen und führen diese Prüfung erst im nächsten Jahr durch. Diese Flexibilität haben Mag. Schwarz und ich immer gehabt.

GRin Novak: Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau GRin Novak. Sind noch weitere Fragen gewünscht? Bitte, Frau Dr. Pilz

GRin Dr. Pilz: Danke. Es ist nur mehr sehr kurz. Ich gehe auf den Revisionsbericht ein, der hier vorliegt, den Sie natürlich auch kennen, hier werden Empfehlungen, die an Sie gerichtet sind, ich bin sicher, Sie haben es gelesen, ein. Eine Empfehlung ist die Einrichtung einer eigenen Teilunternehmung für die Pflegeeinrichtungen. Das würde einer allzu grünen Forderung entsprechen. Wie stehen Sie dazu, also, die Teilunternehmung als auch was Eigenständiges, nicht nur immer wieder zu betonen, dass Pflegeheime etwas anderes sind als Krankenhäuser, sondern es strukturell auch nachzuvollziehen.

Und das Zweite ist, eine andere statt der kollegialen Führung als oberste Verwaltungsebene in den Geriatriezentren einzurichten, war eine weitere Anregung, wie stehen Sie da dazu?

GenDior Dr. Hauke: Wie Sie sicher annehmen, Frau Dr. Pilz, sind das beides Fragen, die man nicht mit schwarz/weiß oder mit ja/nein beantworten kann, sondern das ist ein komplexeres Thema.

Konkret. Als wir den Wiener Krankenanstaltenverbund gegründet haben durch Gemeinderatsbeschluss, ist bereits Rücksicht darauf genommen worden, weitere Teilunternehmen zu gründen, das steht in den Statuten bereits drinnen, dass ich berechtigt bin, weitere Teilunternehmungen auszuprobieren. Es war damals die Überlegung, sollen wir zwei Schritte auf einmal machen und gleich weiter differenzieren, damals war die Diskussion, in regionaler Hinsicht zu differenzieren, heute ist die gesellschaftliche Diskussion, politische, mediale Diskussion, aber auch bei uns interne Diskussion, sollen wir differenzieren nach Geriatriezentren und Akuthäusern.

Konkret hat damals meine Überlegung gesagt, ich darf die Mitarbeiter, die nicht so veränderungsgewohnt waren, nicht überfordern, gehen wir zwei Schritte. Das heißt, wir haben damals gegründet die Generaldirektion und die drei Teilunternehmungen, übrigens mit sehr schönem Nebeneffekt,  der in der Politik und in der Öffentlichkeit immer wieder zu wenig beachtet wird. Es sind damals immerhin ein Drittel der Mitarbeiter nicht mehr dem Overhead zugerechnet worden, sondern sind Dienstleister geworden. Das sind immerhin 66,5 Dienstposten, die ich an Overhead abgebaut habe. Ich glaube, das sollte man auch einmal in diesem Zusammenhang erwähnen. Und damals war die Überlegung, die Drei-Gliederung reicht in die drei Teilunternehmen, es ist sonst zu viel auf einmal.

Es ist jetzt konkret zwar Anlass genommen worden, die beiden Berichte der Magistratsdirektion - Interne Revision, ich soll von meinem Recht Gebrauch machen, und habe konkret daher einen Projektleiter intern beauftragt, mit externer Begleitung zu überprüfen und das Ergebnis wird vor dem Sommer vorliegen, ob es sinnvoll und vorteilhaft ist und was es bedeutet, eine Teilunternehmung 4 – Geriatriezentren zu errichten.

Ich darf nur eine ganz kurze Bemerkung dazu machen noch: Ich kann der Grundidee, Teilunternehmung Geriatriezentren, viel abgewinnen, da man immer wieder vor dem Entscheidungsweg steht, entweder sortenrein, also, Akuthäuser und Geriatriezentren zu trennen oder das, was jetzt über zweieinhalb Jahrzehnte die Philosophie des Krankenanstaltenverbundes war, nämlich der abgestuften Versorgung in den Sozialmedizinischen Zentren, dass jeder Patient auf der Versorgungsstufe liegt, die er gerade braucht, und das habe ich bei einem Sozialmedizinischen Zentrum, von der hoch Akutversorgung intensiv abgestuft bitte bis zur relativ geringen Pflegestufe in einer Einheit, noch dazu unter sehr viel Gewinnung von Synergieeffekten. Denken Sie an das Otto-Wagner-Spital, mach aus fünf Häusern ein Haus mit abgestufter Versorgung. Und wir sind hier recht gut unterwegs, denken Sie an das Sophienspital, denken Sie an Floridsdorf, denken Sie an Kaiser-Franz-Josef-Spital – die vielen Beispielen haben gezeigt, dass das durchaus sinnvoll ist, aber ich bin so flexibel und bin bereit und, wie gesagt, der Auftrag ist erteilt, objektiv darzustellen, was spricht dafür, was spricht dagegen. Die Entscheidungsgrundlagen werden auf den Tisch gelegt, inklusive unserem Vorschlag, was wir uns vorstellen. Das war das eine Thema.

Zweites Thema. Einleitend geht es letzt-
endlich um ein Gesetz, das ja noch im Laufe des Frühjahrs beschlossen werden soll, wo also ganz klar ein Heimleiter bestimmt ist. Ich habe auch einen internen Mitarbeiter mit externer Begleitung bereits dazu beauftragt, zu prüfen, im Vergleich kollegiale Führung, monokratische Führung – was spricht dafür, was spricht dagegen, was sind für Maßnahmen zu ergreifen. Das Ergebnis wird schon vorher vorliegen, ich hoffe im Laufe des Aprils, aber bis Ende April wird es vorliegen, und dann werden wir auch auf Grund dieses Ergebnisses einer umfassenden Zukunft wieder partizipativ mit Beteiligten, nicht irgendwo vom hohen Ross, sondern mit den Beteiligten werden wir das auf den Tisch legen, inklusive unserer Intention, was wir in Zukunft machen wollen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz.

Ist noch eine weitere Frage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann darf ich, Herr Zeuge, noch ersuchen, Sie haben ein gelbes Blatt dort liegen.

GenDior Dr. Hauke: Drei Unterlagen.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie legen das als Beilagen zum Akt. Das wird somit festgehalten. Gut, das sind die drei Exemplare.

Ein weiterer Antrag noch? Wenn das nicht der Fall ist, kann ich die Sitzung um 14.00 Uhr schließen und danke für das Erscheinen.

Der nächste Sitzungstermin ist der 19.2.2004, 10.00 Uhr. Danke.

(Schluss um 14.00 Uhr.)

